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Wähler und Barteigenoſſen. an
die Arbeit!

Geſehes.
Ein von den Arbeitern ſchwer einpfundener Mangel des alten

Gewerbegerichts- Geſetzes war der Umſtand, daß die Errichtung
von Gewerbegerichten ſo gut wie vollſtändig dem Gutdünken
der Behörden, in erſter Linie der Ortsbehörden, überlaſſen war.
Die Erfahrung hat gezeigt, daß dieſe Behörden meiſt ſehr
wenig geneigt waren, den Arbeitern die Wohlthat einer ſchnellen
und billigen Rechtſprechung zu teil werden zu laſſen, einerRechtſprechung, an der die Ardeiter ſelbſt durch ihre Vertrauens

leute teilnehmen können und die damit einen weſentlichen Fort
ſchritt unſerer Rechtſprechung darſtellt. Deshalb gehörte es zu
den weſentlichſten Forderungen für die Reviſion des Geſetzes,
die Errichtung ſolcher Gerichte obligatoriſch zu machen.
Dies wurde von der ſozialdemokratiſchen Fraktion des Reichs-
tags mehrfach beantragt, und der Antrag lag auch den letzten
Beratungen des Reichstags über den Gegenſtand im Januar
1901 zu Grunde. Das Zentrum wollte, obwohl es die Not
wendigkeit einer Vermehrung der r anerkannte,
nicht ganz ſo weit gehen und beantragte deshalb, Gewerbe-
gerichte in allen Orten mit mehr als 20000 Einwohnern zu
errichten. Beide Anträge wurden dann einer Kommiſſion über
wieſen, und dieſe ſtimmte ſchließlich dem Zentrumsantrage zu.
Statt des Wortes „in“ wurde dann das Wort „für“ geſetzt.
Dies geſchah auf beſonderen Wunſch des Vertreters der ſäch-
ſiſchen Regierung, den dieſer in der Kommiſſion ausſprach. Er
machte geltend, daß es dadurch möglich werde, Orte mit mehr
als 20000 Einwohnern, in denen ſich aus beſonderen
Gründen die Errichtung eines Gewerbegerichts nicht ermög-
lichen laſſe, mit dem Gewerbegericht eines Nachbarortes
zu verbinden. Er führte auch das Beiſpiel des mit Dresden
eng verwachſenen Ortes Löbtau an. Dieſen Gründen ſtimmte
die Kommiſſion unbedenklich zu, und es war um ſo weniger
dagegen einzuwenden, als ſowohl der ſächſiſche wie andere
Regierungsvertreter ihre Sympathie mit der Abſicht der Ver-
mehrung der Gewerbegerichte zu erkennen gegeben hatten. Auch
der Reichstag ſtimmte zu, nachdem insbeſondere der Abgeord-
nete Trimborn für die Erſetzung des Wortes „in“ durch das
Wort „für“ in der dritten Leſung dieſelbe Erklärung gegeben,
daß es ſich nämlich nur darum handle, die Verbindung be
nachbarter Orte mit mehr als 20000 Einwohnern zu einem
Gewerbegericht zu ermöglichen.

Zur Anslegung des Grwerbegerichts- An einen Mißbrauch des harmloſen Wortes zu denken, gab
die Sachlage keine Veranlaſſung. Um ſo erſtaunlicher iſt es,
welche Auslegung das Geſetz jetzt ſeitens des preußiſchen
Handelsminiſters findet. Jn einem Erlaß dieſes Miniſters zur
Ausführung des Gewerbegerichts- Geſetzes heißt es:

„Jch hebe dabei hervor, daß für die Auslegung des 8 2 des
Gewerbegerichts. Geſetzes folgendes zu berückſichtigen iſt: Durch
die Faſſung der Eingangsworte: „Für Gemeinden“ hat zum
Ausdruck gebracht werden ſollen, daß jede Gemeinde mit mehr
als 209 000 Einwohnern zu einem Gewerbegerichts-Bezirk ge
hören muß in der Abſicht des Geſetzgebers hat es alſo nichtgelegen daß für jede derartige Gemeinde ein beſonderes, auf
en Bezirk dieſer Gemeinde beſchränktes Gewerbegericht zu

errichten iſt. Der Vorſchrift iſt auch genügt, wenn die ſach-
liche Zuſtändigkeit eines bereits beſtehenden Gewerbegerichts
auf beſtimmte Arten von Gewerbe oder Fabrikbetrieben oder
die örtliche Zuſtändigkeit auf beſtimmte Teile eines ſolchen
Gemeindebezirks beſchränkt oder in dem Orte eine beſondere
Kammer oder ein Berg-Gewerbegericht vorhanden iſt.“

Es mag ein Mangel ſein, daß die Möglichkeit der Beſchränk-
ung der ſachlichen Zuſtändigkeit auf beſtimmte Gewerbe Arten
oder der örtlichen Zuſtändigkeit auf beſtimmte Ortsteile aus
dem alten Geſetz in das neue übernommen wurde. Jn dem
alten, das ja die Gewerbegerichte grundſätzlich fakultativ machte,
mochte ſolche Beſtimmung angebracht ſein; in einem Geſetz,
deſſen Grundgedanke das Obligatorium des Gewerbegerichts
für Orte von über 20000 Einwohner iſt, iſt ſolche Beſchränk-
ung nicht mehr am Platze. Jndes würde das nicht allzu fühl-
bar werden bei loyaler Anwendung des Geſetzes; ſehr bedenk-
lich wird es aber ſofort bei illoyaler Auslegung. Es könnte
dann die Errichtung eines Gewerbegerichts für irgend ein
wenig zahlreiches Gewerbe, das vielleicht nur aller Jubeljahre
einmal das Gericht in Anſpruch nähme, als Erfüllung der
Vorſchrift des Geſetzes angeſehen werden das Gericht beſtände,
ſchliefe den Schlaf des Gerechten und die große Maſſe der ge-
werblichen Arbeiter wäre doch von ſeinen Wohlthaten ausge-
ſchloſſen. Muß man nicht ſolche illoyale Auslegung befürch-
ten von einem Miniſterium, daß die zitierte Anweiſung er
laſſen kann

Es iſt keinem Menſchen eingefallen, das Vorhandenſein eines
Berg- und Gewerbegerichts als Erfüllung der Vorſchrift an
zuſehen, daß für jeden Ort mit mehr als 20000 Einwohnern
ein Gewerbegericht errichtet werden muß. Die Berg-Gewerbe-
gerichte ſind bloß zuſtändig für Arbeiter des Bergwerksbetriebes 2c.,
nicht für die eigentlich gewerblichen Arbeiter; ſie ſind überdies
nur für weitausgedehnte Bezirke, meiſt für ganze Bergbau-
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bezirke oder für ganze Staaten errichtet und werden nicht von

den Gemeinden, ſondern von den Landes-Zentralbehörden er-
richtet. So könnte z. B., wenn die Auslegung des preußiſchen
Handelsminiſters zuläſſig wäre, für den ganzen oberſchleſiſchen
Jnduſtriebezirk die Vorſchrift des S 2 als erfüllt gelten durch
das Vorhandenſein des Berg-Gewerbegerichts in Beuthen und
die vielen Tauſende anderer gewerblicher Arbeiter bekämen kein
Gewerbegericht. Das iſt natürlich nicht die Abſicht des Geſetz
gebers geweſen, und wenn man in der Reichstagskommiſſion
an eine ſolche Auslegung hätte denken können, dann hätte man
ſicher nicht das Wort „in“ durch „für“ erſetzt. Die Zuſammen-
ziehung benachbarter Orte zu einem Gerichtsbezirk hätte ſich
durch eine Sondervorſchrift erreichen laſſen. Außerdem hätte
man dann aber wahrſcheinlich auch die Möglichkeit der örtlichen
v ſachlichen Zuſtändigkeitsbeſchränkung nach 87 des Geſetzes

eſeitigt.
Einer Behörde, die ſich ſolche merkwürdige Geſetzesauskegungen

zu ſchulden kommen läßt, wo noch dazu die Entſtehungsgeſchichte
des Geſetzes ſo friſch in aller Gedächtnis iſt, muß man dir
Möglichkeit ſolcher Ausdeutungen mit allen Mitteln einzu
ſchränken ſuchen.

Hoffentlich findet ſich Gelegenheit, Herrn Möller an verant
wortlicher Stelle über ſein Verfahren zur Rede zu ſtellen.

Tagesgeſchichte.
Halle 5. Februar.

Deutſcher Reichstag.
Der Reichstag rückte geſtern in der 2. Leſung des Etats des

Reichsamts des Jnnern um drei Kapitel vor. Beim Statiſtiſchen
Amt wurde die neugeſchaffene Abteilung für Arbeiterſtatiſtik,
die an Stelle der Kommiſſion für Arbeiterſtatiſtik treten ſoll,
ausführlich erörtert. Graf Poſadowsky wiederholte ſeine
Erklärungen aus der Kommiſſion, wonach die neue Behörde
dieſelben Rechte wie die Kommiſſion für Arbeiterſtatiſtik haben,
ſelbſtändig geſetzgeberiſche e machen und Arbeiter und
Unternehmer in beſtimmten Fällen als Sachverſtändige hinzu-
ziehen kann. Genoſſe Bebel bezeichnete die neue Einrichtung
als einen Fortſchritt auf dem Wege zu einem ſelbſtändigenReichsarbeitsamt. Beim Patentamt wurde neben Beſchwerben

gegen die bureaukratiſche Führung der Geſchäfte durch den
Präſidenten des Patentamtes hauptſächlich das ſchweizeriſche
Patentgeſetz erörtert. Es läßt für Jn- und Ausländer Patente
nur für ſolche Erfindungen zu, für die ein Modell geliefertwird. Chemiſche Konkurrenzfabriken an der Grenze ſollen

dieſe Beſtimmung durch Nachahmung deutſcher Patente nutzbar

10] Nachdruck verboten.
Lotti, die Uhrmacherin.

Erzählung von Marie von Ebner-Eſchenbach.

Und ſchon lag er vor Lotti auf den Knieen, bedeckte ihre
Hände mit ſeinen Küſſen, nannte ſie ſeinen Engel, ſeine Ge-
liebte, ſeine Braut. Er pries die Stunde, in der ſie ihm zum
erſtenmale begegnet war, und die noch ſchönere, ewig gebenedeite,
in welcher er's zum erſtenmal empfunden hatte, daß ſie ihn
liebe. Das war nicht heute, war nicht vor kurzem, das war
ſehr bald geweſen, nachdem fie einander kennen lernten er
wollte gar nicht geſtehen, wie bald um nicht allzu ver-
meſſen zu ſcheinen, ſo vermeſſen wie man eben wird, wenn man
ſich geliebt weiß von dem edelſten und reinſten Herzen.

„Jetzt aber ſprich!“ beſtürmte er ſie, „beſtätige mir mein Glück
vor dieſen teuren Zeugen Deinem Vater, Deinem Bruder,
den Meinen von nun an ein Wort, Geliebteſte!“

„Was ſoll ich ſagen Du weißt alles,“ war ihre Antwort
und jauchzend faßte er ſie in ſeine Arme.

Seine Seligkeit war laut und beredt; unwiderſtehlich brauſte
der Feuerſtrom der Worte, die er ihr lieh, dahin, und vermochtedie Vinwendungen Feßlers zu übertäuben, und vermochte Gott-
fried, ſich ein Wort der Fürſprache für den abzuringen, dem
Votti ihr Herz geſchenkt. erzählte Halwig die Ge-
ſchichte ſeines Lebens, ſprach von dem Leichtſinn, mit dem er
das Erbe ſeiner Eltern zerſplittert, geſtand, daß er im Begriffe
geweſen auf ſchlechte Wege zu geraten als ſein ſchützender
Stern ihn in das Haus Feßlers geführt hatte. Von dem
Augenblick an war er ein anderer Menſch geworden. Er be-
ſchwor Feßler und Gottfried, Erkundigungen über ihn einzu
holen. Seine Vorgeſetzten im Amte, ſeine Freunde und Be-
kannten ſollten entſcheiden, ob er verdiene, hoffnungslos ver-
worfen zu werden.

„Davon iſt nicht die Rede,“ ſagte Feßler, und Halwig rief
„So laſſet denn die Geliebte das Erlöſungswerk vollenden,

das ſie an mir begonnen hat.“
Sie wurde ſeine Braut; und der Mann, der ihr wie ein

höheres Weſen erſchien, machte ſie zur Herrin ſeines Schickſals.
Er unterordnete ſich ihr, er wollte ihr alles danken, was er

beſaß, er wollte alles, was er war, nur durch ſie geworden ſein.
Sein junges Haupt, das ſchon von der Morgenröte des Ruhmes
rn wurde, beugte ſich vor ihr, ſchmiegte ſich demütig an
ihre Kniee.

„Das heißt verwöhnen,“ ſagte Vater Feßler, aber Gottfrieds
Meinung war: „Bete ſie nur an, ſie verdient's.“

Einige Monate vergingen, da fiel der erſte Schatten auf die
bisher ungetrübte Seligkeit der Verlobten. Halwig hatte plötz-
lich den Stagatsdienſt aufgegeben, um ſich ganz und gar ſeinem
dichteriſchen Berufe widmen zu können, der ihm täglich neue
Erfolge brachte. Ein zweites Büchlein war dem erſten gefolgt.
Es erfüllte reichlich die ſchönen Erwartungen, die jenes erregt
hatte. Die kleine Gemeinde von Bewunderern, die ſich um den
Dichter zu ſammeln begann, wußte ſeines Lobes kein Ende und
begrüßte auch ſein drittes Werk mit unbegrenztem Entzücken.
Und gerade dieſes, das er, um eine übernommene Verpflichtung
zu erfüllen, in fieberhafter Haſt begonnen und beendet, war
ihm vor allen anderen ans Herz gewachſen. Er hatte daran
erprobt, daß er zu jeder Zeit Herr ſeiner Stimmung, ſeiner
Phantaſie, aller ſeiner Gaben ſei, daß ſein Talent ihm leiſte
und gewähre, was immer er von ihm verlangte. Er wußte
jetzt, daß ſein Wollen unumſchränkt über ſein Können gebot.
Ganz erfüllt von dem Gefühl eines ſo vollkommenen Gelingens
erſchien er bei ſeiner Braut, und Lotti ſchwelgte im Anblick
ſeiner ſtolzen Glückſeligkeit. Als es jedoch hieß, ihre Meinung
über die Arbeit ausſprechen, welche Hermann ſeine beſte und
reifſte nannte, zagte ſie und antwortete mit Befangenheit nach
langem Zögern

„Alles, was Du ſchreibſt, gefällt mir.“
„Dieſes,“ rief er, „müßte Dir auch gefallen, wenn ein anderer

es geſchrieben hätte.“
„Vielleicht gewiß erwiderte Lotti, erſchrocken über

den Ausdruck von Enttäuſchung, der ſich in ſeinen Zügen malte.
Er fuhr erregt fort: „Du mußt lernen, ganz von mir abzuſehen bei der Veurteilung meiner Arbeiten. Daß Schönes ge

ſchaffen werde, daran liegt alles; ob ich es geſchaffen, ob
Hinz oder Kunz, daran liegt nichts Der Standpunkt iſt
der einzig richtige der ſoll der Dein ſein. Deine Liebe
zu mir darf ſich nicht durch blinde Bewunderung äußern. Du
mußt wiſſen, warum Du bewunderſt mußt n haben
ür Dein Lob. Aufrichtigkeit verlange ich von Dir und will
offen, daß Du mich ihrer würdig hältſt.“

„Hermann wie könnt' ich anders fragte ſie mit einem
ängſtlichen Lächeln. „Jch ſage Dir, was ich denke, aber das
hat ja keinen Wert Mein Urteil zu begründen, muß
erſt lernen es bin ich noch nicht im ſtande, Dir zu ſagen,
warum ich Dir dieſes Mal nicht ſo leicht nicht mit ſo voller

Wie ſoll ich's nennen ſo voller Duger ſener folgen
konnte wie früher, wie beſonders bei Deinem erſten, aller
ſchönſten Gedicht

Nun brauſte er auf. Er fragte, ob ſie denn immer auf ſeine
Anfänge zurückkommen wolle, ob ihr das Unbedeutendſte am
nächſten liege
„Wenn Du bei dem, Punkte ſtehen bleibſt, von dem ich aus

ging, indes ich vorwärts jage, werden wir bald auseinander
gekommen ſein!“ rief er, war nicht zu beſchwichtigen und ver-
ließ ſie im Zorne.

Freilich war er am nächſten Tage wieder da, demütigte ſich
vor ihr und weinte vor Reue, als ſie ihn, womöglich noch lieb
reicher als ſonſt, empfing und ihm verſicherte, nicht zu wiſſen,
was ſie ihm verzeihen ſolle. war ſo beſchämt und in
Beſchämung ſo ausbündig und unwi liebenswürdig,
daß Lotti ihn bat, ſich nur recht bald wieder einzubilden, er
habe ihr weh getha n.

Dieſe Bitte wurde erfüllt, aber in anderem Sinne, als ſie
geſtellt war. Hermann ließ es an Gelegenheit nicht fehlen,
ein gegen ſie begangenes Unrecht gut machen zu ſollen, aber
dieſe Gelegenheit zu benützen verſtand er bald nicht mehr.

(Fortſetzung folgt.)

Aphorismen.
Von Marie Ebner-Eſchenbach.

Wir ſollen immer verzeihen, dem Reuigen um ſeinetwillen,
dem Reuloſen um unſertwillen.

Das Vertrauen iſt etwas ſo Schönes, daß ſelbſt der ärgſte
Betrüger ſich eines gewiſſen Reſpekts nicht erwehren kann vor
dem, der es ihm ſchenkt.

Es iſt ein Unglück, daß ein braves Talent und ein brader
Mann ſo ſelten zuſammen kommen.
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machen. Von ſchutzzöllneriſcher Seite wurden ſcharfe Maß-
regeln gegen die Schweiz vorgeſchlagen, um ſie zu zwingenein anderes Patentgeſeß zu erlaſſen. Graf Poſadow ky

erklärte, daß bei dem nächſten Handelsvertrag mit der Schweiz
eine ſolche Forderung erhoben werden würde. Zu den Schutz
zöllnern geſellte ſich merkwürdigerweiſe auch der freiſinnige
Abg. Müller Meiningen. Genoſſe Stadthagen wies die
Abſicht, die Rechte eines autonomen Staates zu ſchmälern,
entſchieden zurück und betonte, daß der Erfinder den geringſten
Nutzen von einer Erfindung hätte, deren Ausbeutung in die
Hand kapitalkräftiger Fabrikanten übergehe.

An dritter Stelle kam das Reichsverſicherungsamt zur Ver-
handlung. Hier ging Stadthagen in einer großen Rede
energiſch gegen die Uebelſtände auf dem Gebiete der Unfall-
verſicherung vor. Er tadelte die hohen Gehälter der Ehren-
vorſitzenden der Berufsgenoſſenſchaften, das Syſtem der Ver
trauensärzte mit den Unbilligkeiten für die Arbeiter, ſtellte feſt,
daß die Laſten der Unternehmer durch die Unfallverſicherung
ſich nur auf o Pf. pro Kopf und Arbeiter in der Jnduſtrie,
und o Pf. in der Landwirtſchaft beliefen und forderte volle
Entſchädigung der Unfälle und Teilnahme der Arbeiter an
der Verwaltung. Graf Poſadowskhy verſprach nähere Unter-
uchung über den Fall des famoſen Vertrauensarzt Blaſius.

Heute wird die Beratung des Etats des Reichsmarineamts

Preußiſcher Landtag.
Jm Abgeordnetenhauſe wurde geſtern der Etat der Handels-

und Gewerbe- Verwaltung in Angriff genommen. Nach einer
längeren Erörterung über die Baugewerkſchulen kam es zu
einer pikanten Debatte über die Erzeugniſſe der Porzellan
manufaktur. Die Reden des Kaiſers über die Kunſt wirkten
in einzelnen Aeußerungen nach, wenn ſie auch nicht direkt her-
angezogen wurden. Die Herren vom Zentrum machten wieder
eimnal einen kleinen Vorſtoß gegen die moderne Richtung. Die
in der Porzellanmanufaktur hergeſtellten Figuren haben ſich im
letzten Jahre in Bezug auf mangelhafte Bekleidung nichts zu
ſchulden kommen laſſen, aber ſie ſind dem Herrn Dittrich,
einem ehrwürdigen Pfarrer, und Herrn Grand-Ry, einem
ſlotten Gutsbeſitzer, zu „modern“. Unter „modern“ verſtehen
dieſe Herren merkwürdigerweiſe verzerrte menſchliche Körper.
Von den Herren der ſchwarzen Mitte iſt man ſeit den Tagen
der Ler Heinze an ſolche „Verzerrungen“ gewöhnt. Schlimmer
waren die Entſchuldigungsverſuche des Miniſters für Handel
und Gewerbe, des ehemalig nationalliberalen Herrn Möller,
vor den Herren vom Hentrum, am ſchlimmſten ſeine eigenen
Urteile über die moderne Richtung. Jn dieſen machte ſich ein
recht philiſtröſer kunſtfremder Geiſt bemerkhar. Auch Herr
Möller kennt in der modernen Kunſt Verzerrungen des
menſchlichen Körpers, die geradezu erſchreckend häßlich ſind.
Zum Glück ſind aber in der Porzellanmanufaktur „wirkliche
Häßlichkeiten nicht vorgekommen“, und es wird auch ſtreng da-
rauf gehalten, daß die alte Schule nicht angetaſtet wird. Frei
von banauſiſchen Gedanken waren die Worte, die der freiſinnige
Abg. Kindler, ein Architekt, den Ultramontanen erwiderte
auch Herr Feliſch meinte, aus geſchäftlichen Rückſichten
empfehle ſich ſtärkere Bevorzugung des Modernen. Er hat
wirklich etwas davon läuten gehört, daß unſere Porzellanmann-
faktur nicht an der Spitze marſchiert, daß ſie von der Kopen-
jagener bei weitem übertroffen wird.

Der zweite Teil der Sitzung wurde mit einer langen Zünft-
lerdebatte ausgefüllt. Die Konſervativen hatten den Antrag
geſtellt, Preußen möge im Bundesrat dahin wirken, daß dem
Reichstag bald ein Geſetzentwurf vorgelegt werde, der für
alle Handwerkerden Befähigungsnachweis vorſieht.
Das Zentrum hatte ſich dem Antrag angeſchloſſen und hinzu-
gefügt, daß mindeſtens für das Baugewerbe der Befähigungs-
Nachweis verlangt werden muß. Die lange Erörterung ergab
nichts Neues: die alten Gründe für oder wider wurden von
neuem aufgetiſcht. Freiſinnige und Nationalliberale widerſetzten
ſich dem zünftleriſchen Verlangen, und auch der Miniſter
Möller verhielt ſich hier ziemlich kühl abweiſend. Er will
keine Reform auf dieſem Gebiete, nachdem eben erſt das Hand-
werkskammergeſey in Kraft getreten iſt.

Heute wird die Debatte fortgeſetzt. Vorher ſteht noch das
Geſetz betr. die Heranziehung der Geſellſchaften mit beſchränkter
Haftung zu den Kreisabgaben auf der Tagesordnung.

Die Elberfelder Militärbefreiungsaffaire
beſchäftigt gegenwärtig zum zweitenmal die Strafkammer in
Elberfeld. Belkanntlich hat das Reichsgericht das erſte Urteil
aufgehoben. Ueber die Verhandlung vom Montag wird bes-
ichtet: Der Angeklagte Baumann beſtreitet, ſich mit Frei-

es ſei daher kaum möglich, daß die neue Strafkammer zu einer
anderen Auffaſſung gelange. Es i

u

wieder

Tä in Betracht, und ob das von den Angeklagten
ang Täuſchungsmittel zu einer Täuſchun net war.
Der Staatsanwalt nimmt den Stand der Militärärzte in
Schutz, der aus der vorigen Verhandlung glänzend hervor-gegangen ſei. Das Gericht beſchloß, die angeblich egemochten

Angeklagten am Nachmittag durch Militär- und Zivilſachver-
ſtändige unterſuchen zu laſſen.

In der Verhandlung am Dienstag erklärten die ſachver-
ſtändigen Aerzte, daß die zu den Loſungsſcheinen der Angeklagten
feſtgeſtellten Befunde zuträfen bezw. zutreffend geweſen
ſeien, ſo daß man auch zu keinem andern Urteile gelangt ſein
würde. Der Erſte Staatsanwalt gab unter dieſen Umſtänden
die Erklärung ab, es ſei unmöglich, den vom Reichsgericht er-
forderten Beweis zu erbringen, daß die Befunde unrichtig ſeien.
Auf die weitere Beweisaufnahme wurde allerſeits verzichtet.
Zu Donnerstag, den 6. Februar, ſind noch weitere 6 Zeugen
geladen, auf deren Vernehmung die Verteidigung beſteht; ſie
ſollen über Dr. Schimmels Charakter und Verhalten ausſagen.
Wie der Erſte Staatsanwalt noch weiter mitteilt, hält er bei
Baumann und der Witwe Dieckhoff auch Betrug nicht für vor
liegend.

Kaſſeler Trebertrocknungs-Prozeſz. Am Dienstag wird
in die Beweis aufnahme eingetreten, und zwar werden zu-
nächſt die Geſchäftsberichte verleſen. Der Geſchäfts-
bericht für 1896 97 entwirft ein ungemein günſtiges Bild
von der Geſchäftslage und ſtellt ganz beſorders für das Berg-
mannſche Patent einen noch viel größeren Aufſchwung in Aus-
ſicht. Es hat ſich in dieſem Jahre ein Netto Gewinn von
7585000 M. ergeben. Davon wurden 731000 M. abge-
ſchrieben, 731600 M. als Tantieme, 1500000 M. als Divi-
dende verwendet, und der Reſt für den Reſervefonds abge-
ſchrieben. Nach geſchehener Verleſung des Geſchäftsberichtes
bemerkt Angeklagter Hermann Sumpf, er miſſe erklären, daß
er den Geſchäftsbericht noch heute für vollſtändig gerecht und
der damaligen Geſchäftslage entſprechend anſehe. Angeklagter
Arnold Sümpf kann ſich den Auslaſſungen ſeines Bruders
nur anſchließen. Allerdings habe er es nicht billigen können,
daß Aktien in Zahlung genommen wurden, die an der Börſe
nicht notiert waren. Der Geſchäftsbericht für 1897 bis 1898
entwirft noch ein viel günſtigeres Bild von der Geſchäftslage.
Der Geſanmtumſatz beziffert ſich im Jahre 1896 auf 6191000
Mark, im Jahre 1897 auf 14000000 M. und 1898 auf 30504000
Mark. Allerdings haben ſich entſprechend die Unkoſten ge-
ſteigert. Der NettoAbſchluß beträgt für 1897/98 5894929 M.
Davon werden gezahlt: Tantieme 578009 M. für die Auſſichts-
ratsmitglieder, 289 000 Mk. für den Vorſtand es kommen mit-
hin wieder wie im Vorjahr 4 Prozent Dividende zur Verteilung.
Die Angeklagten erklären guf die Frage des Vorſitzenden, ſie
müßten dieſen Geſchäſtsbericht gleichfalls als der damaligen
Sachlage entſprechend bezeichnen. Ueber die Thatſache, daß die
Tantieme für die Aufſichtsratsmitglieder in Reſerve geſtellt
wurde, geben die Angeklagten verſchiedene Erklärungen. Der
darauf verleſene Geſchäftsbericht von 1898——99 entwirſt ebenſo
ein ſehr günſtiges Bild. Der NettoUeberſchuß beträgt
16415 374 Mk. Davon wurden gezahlt: Tantiemen für den
Vorſtand 12999 Mk. und die ſtatutenmäßige Tantieme für die
Aufſichtsräte 389399 Mk. Auch hier verſichern die Angeklagten
wieder die Angaben für richtig gehalten zu haben, namentlich,
da ein Gutachten des Prof. Laſſar-Cohn ſich über das Tochter-
werk in Nantes ſehr günſtig ausgeſprochen habe.

Jn der Nachmittagsſitzung begann das Verhör der Sach-
verſtändigen mit der Vernehmung des Konkursverwalters
der Trebergeſellſchaft Juſtizrats Dr. Fries. Dieſer erklärte,
die Bücher der Geſellſchaft ſeien völlig in Unordnung geweſen,
ſo daß ſich eine Konkursbilanz nicht aufſtellen ließ. Jn der
Maſſe hätten ſich 2000 Mk. bar befunden. Der Konkursver-
walter der Leipziger Bank habe 500000 Mk. zur Fortſetzung
des Betriebes gelichen. Die Aktivmaſſe betrage 2 Millionen
und könne ſich im günſtigſten Falle um /2 bis 1 Million er-
höhen. An bevorrechtigten Forderungen ſeien 827 256 Mk. an-
gemeldet. Die Schulden der Trebergeſellſchaft betragen zirka
168 Millionen Mk., davon kämen 70 bis 80 Millionen auf
das Konto der Leipziger Bank. Die Geſellſchaft habe mit der
Trebertrocknung fortgefahren, obgleich mit den Apparaten ſo
gut wie nichts verdient worden ſei.

Seinen Dank für die Geburtstagswünſche drückt
Wilhelm II. in einem Erlaß an den Reichskanzler aus. Jn
dem Aktenſtück befindet ſich auch folgender Paſſus: Jn der
vertrauensvollen Zuneigung meines Volkes werde ich ſtets den
ſchönſten Lohn für meine Arbeit erblicken, und mein Streben
wird unabläſſig darauf gerichtet ſein, die Grundlage für eine
gedeihliche Fortentwickelung auf allen Gebieten des öffentlichen
Lebens zu feſtigen und das Vaterland auf friedlicher Bahn
vorwärts zu führen.

Die neueſte Nummer des Simplieiſſimus iſt in München
konſisziert, worden. Aulaß. d. zu g b. de

T r r. S

Eine
J. Mutter Eddy und die Gebetsheilung.

Von Stabsarzt a. D. Sobotta (Berlin).
(Fortſetzung.)

Abgeſehen von zahlreichen Todesfällen, die zur öffentlichen
Kenntnis gelangten wie viele verheimlicht wurden, weiß ja
niemand kam es auch wohl gelegentlich einmal vor, daß ein
Kranker in Geiſtesſtörung verfiel. Jn anderen Fällen kam es
zu ehelichen Zerwürfniſſen, wenn die Frau ſich der Christian

anſchloß, der Mann aber nichts davon wiſſen wollte,
und umgetehrt. Die Folge davon waren böswilliges Verlaſſen,
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der Tod eines Journaliſten, des Londoner Korre-
der New Vork Times, der der Christian science

in Opfer fiel.
bereit

Je rer

er wolle einigen Anhängern der Christian science unter die
Haut Stoffe von bekannter Wirkung einſpritzen; die Eddyiſten
ſollten alsdann den Beweis für die Kraft ihrer Gebete bei-
hringen, indem ſie die Wirkung der ihnen ſubkutan eingeſpritzten
Mittel neutraliſierten. Es fand ſich aber, wie geſagt, kein
Eddyſſt, der hierzu bereit geweſen wäre, und der Verſuch, deſſen
usgang nicht zweifelhaft war, mußte infolgedeſſen leider unter-

bleiben.Die Tagespreſſe wendete ſich nun ziemlich einmütig gegen
an sclence, verlangte Einſtellung diefes Unfugs und

Beſtrafu der S ten, De Kuren Menſchenleben erfor-
te Es kam denn auch zu einer ganzen Anzahl von Gerichts-
handlungen, in denen aber oft genug auf Freiſprechung ex-
t werden mußte, weil die geſetliche Handhabe fehlte: gerade
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e eichen von Stande ber offenenS ſich

einer Lynchjuſtiz, bei der daun die Polizei ein-

vor dem Teeren und Federn zu bewahren. Jn verſchiedenen
Staaten der Union wurde ſogar in den geſetzgebenden Ver-
ſammlungen über Maßregeln gegen das überhandnehmende
Kurpfuſchertum verhandelt, die direkt gegen die Christian
science geinünzt waren.

Zwei Punkte ſind es, die hauptſächlich die Christian science
diskreditiert haben, nämlich der Abfall im eigenen Lager und
der unverkennbar aufs Verdienen gerichtete Sinn der Mutter
Eddy und ihrer Anhänger. Als ein Abfall von der Vehre,
eine Fahnenflucht, muß man es wenigſtens anſehen, wenn vor-
her anſcheinend ergebene und überzeugte Anhänger der
Christian science, ſogar berufsmäßige Gebetsheiler oder
Heilerinnen, trotz des Dogmas: „Wir ſind geſchützt gegen
Jnfektionskrankheiten“ an einer ſolchen z. B. Pocken erkrankten
und dann die Christian science noch weiter dadurch kompro-
mittieren, datz ſie ſich in Behandlung richtiger Aerzte begeben
und reuevoll und demütig deren Anordnung befolgen (St. Louis
m edical and surgical Journal 1901, Nr. 5). Wenn ſie doch
noch ſo rückſichtsvoll geweſen wären, wenigſtens keinen appro-
bierten Mediziner, ſondern einen ihresgleichen zu Rate zu ziehen,
dann wäre der Skandal doch vermieden worden, wenn die
Kranken vielleicht auch geſtorben wären.

Und daß das materielle Jntereſſe der frommen Sette nicht
zu kurz kam, wird der Mutter Eddy und ihren Helfershelferinnen
von vielen Zeitungen recht peinlich genan nachgerechnet. Die
Behandlung eines Kranken ſcheint im allgemeinen damit be-
gonnen zu haben, daß der Kranke Mutter Eddys Buch kaufen
mußte. Abgeſehen davon ließen ſich die frommen Leute ihre
Bemühungen und Kuren, ganz im Gegenſatze zu ihrem Vor
bilde Chriſtus, ſehr anſtändig bezahlen. Nicht etwa, daß ſie
Geſchenke von Geheilten annahmen damit wäre wohl auch
nicht viel zu verdienen geweſen ſondern ſie ſchrieben ganz
regelrechte und gepfefferte Rechnungen, ſelbſt in Fällen offen-
kundigen Mitzerfolgs und nachweislicher Geſundheitsſchädigung
ihrer Opfer. Die Ghristian science wurde geradezu gewerbs-
mäßig ausgebeunret; es ſoll ſogar ein der Christian acience
dienendes Kollege gegründet worden ſein, eine Afteruniverſität,
an der Leute mit der denkbar dürftigſten Vorbildung mit einer
der ganzen Sache entſprechenden Gründlichkeit in kurzer Friſt

Heilkünſtlern ausgebildet wurden. Das Kurfuſchertum in
kraſſeſter Form. eine Krankenbehandlung von gänzlich unge
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ſchreiten mußte, um das Opfer der Volkswut zu entreißen und bildeten Wunderdoktoren, unter Anwendr

allerdings der heuchleriſchen Moral unſerer englandfreſſeriſchen
Alldeutſchen einen ſaftigen Hieb verſetzt. Das von Th. Th. Heine
gezeichnete Bild ſtellt zwei Jnvaliden aus dem 70er Kriege dar,
die mit Leierkäſten bettelnd umher ziehen. Jm Hintergrunde
ſteht Chamberlain. Von allen Seiten fliegen Eier gegen ihn,
ſo daß ſeine Geſtalt Fat vollſtändig mit Eimaſſe überzogen iſt.
Und unter dem Vilde ſteht: „Wie froh wären wir, wennwir einige der faulen Gier um Eſſen hätten, mit
denen Chamberlain zur Rettung unſerer Ehre
beworfen wird.“

Man ſieht, es hat alles ſeine Gründe
Wegen Sittlichkeitsvergehens verurteilte das Kriegs

gericht in Metz den Oberleutnant Kießling zu 6 Monaten Ge-
fängnis und zum Verluſt ſeines Grades. Das Sittlichkeits-
vergehen hat er an einem Mädchen unter vierzehn Jahren be-
gangen.

Die Strafe erlaſſen wurde vom Kaiſer dem ſeiner Zeit
in die Aachener Sternberg- Geſchichte verwickelten und zu einer
Gefängnisſtrafe von 6 Monaten verurteilten Studenten
Cremer, und zwar auf ein von dem Rektor und dem Senat
der techniſchen Hochſchule eingereichtes Gnadengeſuch.

Erſchoſſen hat ſich in Königsberg der Leutnant Wolf
v. Spieß vom GrenadierRegiment Kronprinz. Nach der
Königsb. Hart. Ztg. haben in den letzten Jahren zwei Brüder

beide ebenfalls Offiziere, der eine ſogar in demſelben Regi-
ment auf gleiche Weiſe geendet. Jn Celle hat ſich der
Leutnant Schulz, ein Sohn des Landgerichtsdirektors Schulz
in Roſtock, erſchoſſen.

Ausland.
Oeſtreich. Der bekannte alldeutſche Abgeordnete

Wolff, der kürzlich in wenig rühmlicher Weiſe von der poli-
tiſchen Bühne abtreten mußte, iſt von ſeinen Getreuen wieder
gewählt worden. Bei ſeiner Wiedervereidigung im Abgeord-
netenhauſe am Dienstag verließen die Chriſtlich-Sozialen in
edler fittlicher Entrüſtung, die aber ſehr nach Phariſäertum
ausſieht, demonſtrativ den Saal. Wolff kann jetzt wieder den
Vorkämpfer für teutſche Art und Sitte und für die Heiligkeit
der bürgerlichen Ehe ſpielen, denn das Bibelwort lautet ja:
Wer viel liebt, dem wird auch viel vergeben werden.

Frankreich. Ein Nachſpiel zur Dreyfusaffaire
bildet die kürzlich gefällte Entſcheidung des Zivilgerichts, nach
welcher das Kriegsminiſterium verurteilt wurde, dem bekannten
ehemaligen Oberſt Piquart alle Briefe und Dokumente, die
denſelben gehören und ſich in den Akten des Kriegsminiſteriums
befinden, herauszugeben.

Die Deckung der Koſten für den Zarenbeſuch
gab am Montag Veranlaſſung zu lebhaften Auseinanderſetzungen
in der Kammer. Die Sozialiſten wandten ſich ganz entſchieden
gegen die Bewilligung der geforderten Summen. Einer von
ihnen betonte beſonders, daß Rußland in der bekannten Myti-
lene- Angelegenheit in Konſtantinopel gegen die franzöſiſchen
Jntereſſen gehandelt habe. Waldeck-Rouſſeau und der Miniſter
des Auswärtigen, Delcaſſee gaben ſich aber alle Mühe, die
Freundſchaft zwiſchen der Republik und dem Kaiſer des Knuten
reiches im idealſten Sinne darzuſtellen. Die patriotiſche
Kammermehrheit ſtimmte aber gegen 42 Stimmen für die Be
willigung der Kredite.

Jean Jaures wurde am Sonntag in Albi als Kan
didat für die nächſten Wahlen aufgeſtellt.

Schweiz. Folgen der Kriſis. Die Einnahmen der
fünf Haupt Eiſenbahnlinien der Schweiz betragen für das Jahr
1901 eine Summe von 113 Millionen 500 000 Franken. Es
iſt das eine Mindereinnahme von 3 Millionen gegen das Vor
jahr. Dieſer Rückgang der Einnahmen wird der wirtſchaftlichen Kriſis gugeſchrieten

England. Chamberlain ſoll avancieren. DerPremierminiſter Salisbury ſoll amte müde ſein. Als ſein Nach
folger wird der jetzige Kolonialminiſter Chamberlain bezeichnet.
Mit dem Führer der imperialiſtiſchen Liberalen, dem in der
letzten Zeit zu politiſcher Bedeutigung gelangten Lord Roſebery,
ſoll ein Einverſtändnis hergeſtellt werden.

Rußland. Von Demonſtrationen polniſcher
Schüler in Rujſiſch-Polen wird berichtet: Jn Siedlece
drangen am Sonnabend die Schüler aller Gymnaſialklaſſen
darauf, daß der Religionsunterricht fortan ſtatt ruſſiſch in
polniſcher Sprache erteilt werde. Die Fenſterſcheiben wurden
zertrümmert, die ruſſiſchen Religionsbücher zerriſſen und zum
Fenſter hinausgeworfen, der Direktor erhielt mit einem Buche
einen Schlag auf den Kopf. Jn Zamoſt wurde der Religions-
unterricht eingeſtellt, weil die Schüler vom Katecheten polniſchen
Unterricht forderten, ebenſo in Wilna und in Biala. Die Be-
hörden haben vom Unterrichtsminiſterium Weiſungen ein-
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ing überirdiſcher Mittel
und unter Spekulation auf die Dummheit der Menſchen! Der
Nimbus der Christian science ſchwand, je mehr ſich die Zweifel
an der Uneigennützigkeit ihrer Anhänger und ihrer Begründerin
als berechtigt herausſtellten hielten doch die Tageszeitungen,
z. B. New Nork Times (vom 5. Februar 1900) der Mutter
Eddy in dürren Worten vor, welch hübſche Summe ſie ſich
be We der Jahre durch ihre Kurpfuſcherei zuſammengeſcharrt
abe.
Indeſſen dieſe fetten Jahre für Mutter Eddy ſind vorüber.

Jhr Buch findet in Amerika nicht mehr den Abſatz wie früher,
und ihre Agenten müſſen immer weiter wandern, um es los-
zuwerden. Die Zahl ihrer Anhänger, die früher in den Ver
einigten Staaten 625 Organiſationen umfaßte und in Kanada
32 Kirchen mit 5000 Mitgliedern, geht unaufhaltſam zurück.
Der Humbug, zieht nicht mehr, wenigſtens nicht in Amerika.
Schadenfroh berichten mediziniſche Blätter, daß die Christian
science nunmehr den kranken Tieren zu gute kommen ſoll,
daß kranke Pferde kuriert werden. Schon bewährt ſich das
Witzwort eines amerikaniſchen Kollegen: zur kaith eure
(Glaubensbehandlung) iſt kein Verſtand (mindh nötig, und zur
de (Berſtandsbehandlung) iſt kein kaith (Glauben) not
wendig.

Aber trotz alledem, und trotz des Auftretens der Geiſtlichkeit
ren die Christian science zählt dieſe noch viele Anhänger,
o viele, daß von gewiſſen Seiten beſondere Maßregeln gegendie Anhänger dieſer Lehre für notwendig befunden wurden.

Dieſe Maßregeln ſind zugleich inſofern höchſt intereſſant, als
in ihnen der praktiſche Geſchäftsſinn der Amerikaner zum Aus-
druck kommt: die Odd-fellows (Freimaurer) und ähnliche Körper-
ſchaften nehmen keine Mitglieder auf, die ſich zur Ohristianscience befennen, weil Fiche einer erhöhten Geſahr unterliegen

und die Logen, die auf dem Grundſatze gegenſeitiger Hilſe-
leiſtung begründet ſind, zu ſehr belaſten würden. Und die
Lebensverſicherungen ſcheinen dieſem Beiſpiele zu ſolgen:
wenigſtens lehnt die Matunl life insurance compagny New
Vork alle diejenigen ab, die ſich zur Christian eine betennen,
und ſtellt ſie damit, wie ein amerifaniſches Blatt mlachend
verkündet, auf die gleiche Stufe mit den gewohnhectsmäßigen
Säufern.

(Fortſetzung ſolgt.)
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Mit dem Bau einer neuen Eiſenbahn, die be
ſonders ſchen Zwecken dienen ſoll, iſt dieſer Tage
zwiſchen Warſchau und Kaliſch begonnen worden.

Afrika. Am Nigger haben engliſche Truppen mit Hilfe
europäiſcher Magazingewehre eine koloniale Heidenthat voll
bracht und ſo wenigſtens einen ſchwachen Troſt für die geringen
Erfolge in Südafrika erhalten. Sie haben den Negerſtamm
der Arok, welcher die Bevölkerung des unteren Nigger terrori
ſiert haben ſoll „gezüchtigt“.

Der Krieg in Südafrika.
Eine endgiltige Erklärung betreffs der Friedensverhandlungen

iſt bis jetzt weder von ſeiten der engliſchen noch von der hol-
ländiſchen Regierung gegeben worden, ſo daß in der Preſſe
noch immer allen möglichen Vermutungen Raum gegeben wird.

Für die geringe Wahrſcheinlichkeit von engliſchen Friedens-
abſichten ſpricht die Thatſache, daß der Kriegsminiſter die
Einberufung neuer Milizen für den aktiven Dienſt angeordnet
hat.

Eine Ehrenrettungskomödie der engliſchen Armee wird jetzt
in Szene geſetzt. Der Kolonialſekretär der Kapkolonie hat den
Bürgermeiſter von Kapſtadt aufgefordert, ſich mit den anderen
Bürgermeiſtern in Verbindung zu ſetzen behufs Zuſammen-
berufung von Proteſtverſammlungen gegen die auf dem Feſt-
lande von Europa verbreiteten Verleumdungen gegen die
britiſche Armee. Als ob Proteſtverſammlungen, mögen ſie
von einer Nation ausgehen, von welcher ſie wollen, jemals die
Greuel des Krieges, des organiſierten Maſſenmordes, weg-
leugnen können!

Vom Kriegsſchauplatz wird aus Tarkaſtadt berichtet, daß die
Engländer am 30. Januar bei Klaarfontein die Burenkomman-
danten Becker und Weſſels überraſchten. Drei Buren, darunter
ein Kommandant, wurden getötet und 31 Pferde erbeutet. Auf
engliſcher Seite ſind keine Verluſte zu verzeichnen.

Bei den Pferdeeinkäufen für Südafrika ſind große Schwin-
deleien vorgekommen. Eine parlamentariſche Kommiſſion hat
re Unterſuchungen angeſtellt, welche ergeben haben, daß

ir die in Ungarn gekauſten Pferde zirka 900000 Mark über
den Wert gezahlt worden iſt. Ein mit dem Einkauf beauf-
tragter Hauptmann und Tierarzt hat von einem ungariſchen
Pferdehändler Namens Levyſohn hohe Summen als Kommiſſion
erhalten.

Der Transport von Burengefangenen nach Jamaika ſoll auf-
gegeben werden, die Gefangenen werden fortan nach Antigua
auf Barbados gebracht werden.

Zum Zollkrieg.
Die Zollkommiſſion des Reichstages

hat auch geſtern noch nicht die Beratung des 8 9 des Zoll-
tarifgeſetzes zu Ende führen können. Zu dieſem Paragraphen
haben die Agrarier bekanntlich einen Antrag auf Aufhebung
der gemiſchten Tranſitläger eingebracht. Sämmtliche
Bundesratsbevollmächtigte wandten ſich dagegen, ſo daß die
Zollgegner eigentlich gar nicht zu ſprechen brauchten. Die
Diskuſſion mußte ſchließlich abgebrochen werden. Für heute
ſind noch 10 Redner zu dem agrariſchen Antrag eingezeichnet.

Lokales und Provinzielles.
Halle a. S., 5. Februar.

Mitſching.
Herr Rechtsanwalt Lembſer hat in der geſchloſſenen Sitzung

des Stadtverordneten Kollegiums die Manipulationen des
Herrn Rentiers Mitſching damit zu entſchuldigen verſucht, daß
dieſer nicht beſonders intelligent ſei. Wir haben keine Ver-
anlaſſung, an der Glaubwürdigkeit der Worte Lembſers zu
zweifeln, nur hat er damit dem Armenpfleger Mitſching keinen
beſonderen Dienſt erwieſen. Seine Verteidigung iſt auch ſeine
Verurteilung. Warum nimmt man denn den unintelligenten
Rentier zum Armenvorſteher und beläßt ihn jahrelang in dieſem
Amte'? Zu dieſem Amte müſſen Männer beſtellt werden, die
ſoziales Verſtändnis und eine gründliche Kenntnis der wirt
ſchaftlichen Verhältniſſe aller Bevölkerungsklaſſen ihr eigen
nennen. Nur dann kann er die Leiden und Entbehrungen
verſtehen, die ihm in ſeinem Amte entgegentreten, und dann iſt
er ein voller Anwalt der Armen, wenn er ihre Lage zu wür-
digen weiß. Nimmt man aber einen Rentier, und noch dazu
einen unintelligenten, zum Armenpfleger, dann kann es ſchon
vorkommen, daß eine verſchämte Arme nach der Art des Frl.
Märker dem Pfleger unterſtützungsbedürftiger erſcheint, als
vielleicht eine Witwe mit einem Halbdutzend hilfsbedürftigen
Kindern.

Nun hat Herr Mitſching bereitwillig 500 M. angebaten,
um ſich ſeiner Schuld zu entledigen. Warum wohl? War er
der Anſicht, daß er dem Frl. Märker die 1160 M. völlig zu
Recht ausbezahlt hat, warum erbietet er ſich zur Nachzahlung
der knappen Hälfte der ausgezahlten Summe? Wir wollen
Herrn Mitſching die Beantwortung ſchenken. Es iſt nur zu

begrüßen, daß das Kollegium auf die Rückzahlung der ganzenSumme beſtand. Vielleicht läßt ſich Herr iſdhing von FFrl.

Märker den Betrag nachzahlen, um den er ihr das Stübchen
zu billig abvermietet hat.

StadtTheater. Otto Ernſt, der berühmte Verſaſſer der
ramen Jugend von heute und Flachsmann als Erzieher, hat

in dieſer Spielzeit mit ſeinem bis jetzt noch nicht aufgeführten
Erſtlingswerk Die größte Sünde einen neuen ſtarken Erfolg
errungen. Das Stück hat packende und namentlich gegen den
wir ergreifende Stellen und entwickelt den in der Geſell-
ſchaft der Gegenwart ſo häufigen Konflikt zwiſchen dem Ver-
langen der oberflächlich Gebildeten an den einzelnen, ſeine
Ueberzeugung des „guten Tones“ halber zu verleugnen, und
den Forderungen, die ein feſter Charakter an ſich ſelbſt ſtellt.
Die hieſige Premiere findet am kommenden Sonnabend, den
8. Februar ſtatt. Donnerstag Margarete (Gaſtſpiel Frl.
Szekrenyeſſy und Hr. Fuchs). Beamtenbillets haben Giltigkeit.
Freitag Das Glöckchen des Eremiten Gaſtſpiel Erika
Wedekind).

Niemberg. Der Zu ſammenſtoß zweier Wagen auf
dem Wege zwiſchen Brachſtedt und Niemberg hat den Tod des
Knechtes Reiche aus Niemberg verurſacht. Die beiden Geſchirre
prallten beim Nebeneinanderfahren zuſammen. Dadurch wurde
der genannte Knecht und der Gutsbeſitzer Bennemann vom
Wagen geſchleudert. Letzterer erlitt einen Armbruch und ſchwere
innere Verletzungen, während der Knecht mit vollſtändig zer-
ſchmettertem Schädel ſofort tot blieb.

0 Zeitz. Nach viermaligem Waffengange ein
zweiter Sieg. Das iſt, wie bereits mitgeteilt wurde, das
Reſultat der StadtverordnetenStichwahl am 3. Februar. An
einem „ſeidenen Faden“ freilich hing dieſer Sieg, nicht viele
Stimmen mehr brauchten die bürgerlichen Parteien auf-
zubringen, um das Reſultat in ein anderes umzuändern, und
wenn ihnen das gelang, dann hätten ſich wiederum das die
Arbeiter zuzuſchreiben, die ihrer Wahlpflich nicht genügt haben.
Aber trotz dieſer Bedenken wollen wir uns die Freude über
den Sieg nicht trüben laſſen, wir haben das Mandat
und wir werden es behalten. Außerdem muß auch
konſtatiert werden, daß wenigſtens diesmal 47 Arbeiter mehr
wählten, als bei der Januarwahl, ein Beweis, daß mancher
ſeinen Fehler eingeſehen hat. Und das iſt uns ſehr viel wert,
es verbürgt uns die Erringung weiterer Mandate.

Der Wahlakt begann wieder ſehr langſam und ſchleppend,
die Gegner traten ſelbſtverſtändlich im Anfang mehr an wie
die Arbeiter, denen ja am Tage keine freie Zeit zur Verfügung
ſteht. Bis 12 Uhr mittags hatte im Rathauſe Genoſſe Mit-
bauer 35 Stimmen, Schaum dagegen bereits 130 Stimmen.
Jm Kronprinz hatte Mitbauer erſt 25, Schaum 73 Stimmen.
Da änderte ſich das Bild, die Fabriken öffneten ihre Thore,
die Arbeiter erſchienen auf den Wahlplätzen. Jm Rathauſe
hatten die beiden Kandidaten 1 Uhr die gleiche Stimmenzahl
(142), im Kronprinz bereits um /41 Uhr (74), dann ſchwollen
die Arbeiterſtimmen in beiden Lokalen immer höher an, ſo daß
wir bald 190 Stimmen voraus waren. Dann waren die Arbeiter
wieder auf ihre Arbeitsſtätten zurückgelehrt, und die Gegner,
die die Mittagsſtunden den Arbeitern faſt vollſtändig über-
laſſen hatten, kamen wieder nach und nach. Vollzählig traten
wieder die Lehrer an, die nun mal ein Faible für Schaum zu
haben ſcheinen. Auch die ſtädtiſchen Beamten gaben Mann
für Mann, ſo weit ſie Wähler dieſer Abteilung ſind, ihre
Stimmen ab. Trotzdem aber ſchien es gegen 4 Uhr, als wenn
wir mit großer Majorität ſiegen würden, denn im Kronprinz
waren wir noch 76 Stimmen vor, im Rathauſe noch 15. Da
kam die letzte Bewegung. Für Mitbauer wurden in beiden
Lokalen nur noch verhältnismäßig wenig Stimmen abgegeben,anders aber bei den Gegnern. Die hatten den Stand der
Dinge erfahren und ſchleppten nun, „was das Zeug halten
konnte“. Jn der letzten halben Stunde erhielt Schaum im
Rathauſe noch 80 Stimmen, im Kronprinz nahezu 50, aber
alle Mühe war umſonſt die Stimmenzahl der Arbeiter
wurde nicht mehr erreicht, 11 Stimmen behielt Genoſſe
Mitbauer mehr und damit 5 Stimmen über die abſolute
Majorität.

Das vollſtändige Reſultat iſt im Rathauſe: Mitbauer
267, Schaum 301 Stimmen. Jm Kronprinz: erſterer 221,
letzterer 176 Stimmen demnach Mittbauer 488, Schaum 477
Stimmen.

Wenn wir ſomit das zweite Stadtverordnetenmandat er-
rungen haben, ſo ſollen die Arbeiter hieraus die Lehre ziehen,
daß wir mit aller Kraft arbeiten müſſen, wenn wir über-
haupt vorwärts kommen wollen. Und die ganze Kraft der
Arbeiter muß aber auch immer im richtigen Augenblick an-
gewandt werden. Welche Arbeit und Koſten wären unſerer
Partei erſpart geblieben, wenn bereits im November alle Ar-
beiter auf dem Platz waren Und dann hatten wir 4 Mandate,
nicht nur zwei. Nun für diesmal läßt ſich das nicht ändern,
aber für die Folge muß anders angetreten werden in jedem
Falle.W swir haben nun noch einmal zur Wahl zu gehen, die Erſatz

wahl für den verſtorbenen Herrn Sevin findet noch in dieſem
Monat ſtatt. Für dieſe Wahl ſchon muß in allen Arbeiter-
kreiſen lebhaft agitiert werden, dann erringen wir auch für dies-
mal das dritte Mandat. Und im Jahre 1903 folgen dann
noch drei Mandate nach. Alſo vorwärts zu neuen
Siegen!o. Zeitz. Ein Strafbefehl in, Höhe von 36 Mk. iſt zwei
hieſigen Genoſſen zugegangen, weil ſie ohne Gewerbeſchein die
Agitationskalender verbreitet reſp. verkauft haben ſollen. Beide

Genoſſen haben S gerichtliche Entſcheidung e
tagt die höchſtwahrſcheinlich zu einer Freiſprechung fü
wird.

Poſerna. Ein Eiſenbahnunfall hat ſich am Dienstag
dadurch ereignet, daß ein Perſonenzug auf einen vom Sturme
abgetriebenen Wagen ſtieß. Der Wagen fiel um und legte ſich
auf die Schienen. Durch den Anprall erlitten mehrere Paſſa-
giere des Perſonenzuges zum Teil ſchwere Verletzungen.

I. Schkendiz. Jn welcher Weiſe die Not der Ar-
beitsloſen in der jetzigen Kriſe ausgebeutet wird,
beweiſt folgender Vorfall. Auf dem benachbarten Rittergut
Wehlitz hatte vorige Woche eine Feuersbrunſt Ställe und
Scheunen eingeäſchert. Es wurden nun am Sonnabend die
Arbeitsloſen zuſammengetrommelt, um die Aufräumung des
Schuttes vorzunehmen und was wurde nun den Leuten fürdieſe Arbeit geboten? Sage und ſchreibe pro Stunde 18 P
Als nun die Arbeiter gegen dieſen erbärmlichen Lohn proteſtierten,
legte man ganze 2 Pfg. zu, alſo pro Stunde 20 Pfg. Jſt das
nicht eine ſtarke Zumutung, wenn man die jedenfalls nicht zu
niedrig bemeſſene Verſicherungsſumme einheimſt und ſeinen Mit-
menſchen einen ſolchen Lohn bietet? Der Beſitzer des Ritter-
gutes Wehlitz iſt der in der ganzen Umgebung als ſchwer reich
bekannte Juſtizrat Herrfurth, der Bruder des früheren Miniſters
Herrfurth.

Kleine Srovinzial- Nachrichten.
Jn Weißenfels erhängte ſich der 60jährige Kürſchner

Müller aus unbekannten Gründen. Bei dem Entſeelten, der
ſtets für arm gegolten hatte, wurde von der Polizei ein Ver-
mögen von 12000 Mark in Wertpapieren vorgefunden. Dem
jugendlichen Knecht Hartmann aus Klein-Korbetha wurde
durch die Deichſel ſeines Geſchirrs derart die rechte Hand ge
quetſcht, daß er in die Halleſche Klinik überführt werden mußte.

Mit 13 Jahren Mutter geworden iſt ein Mädchen in
Halberſtadt; dasſelbe befindet ſich mit ſeinem Kinde wohl.
Der Vater des Kindes ſoll der Pflegevater des Mädchens ſein,
der ſich in Braunſchweig befindet und bereits verhaftet ſein ſoll.

Letzte Nachrichten.
Berlin, 5. Febr. Eine Zuſchrift der offiziellen Deutſchen

Reichskorreſpondenz erfährt aus Karlsruhe, die agrariſche Preſſe
unterſchätze abſichtlich den Widerſtand der verbündeten Regie-
rungen gegen eine hochſchutzzöllneriſche Verſchärfung des Zoll-
tarifs. Die Schutzzölle des Entwurfs ſeien ſo feſtgeſetzt, daß
damit auch die für die Landwirtſchaft nützliche Sicherung der
Ein und Ausfuhr durch Abſchluß von Handelsverträgen zur
Not noch vereinbar ſei.

Haag, 5. Februar. Die Antwort der engliſchen Re
gierung an die niederländiſche zollt den menſchenfreundlichen
Beweggründen des niederländiſchen Anuerbietens, welches ohne
Ermächtigung der Delegierten der Buren und der Burenführer
gemacht ſei, Anerkennung, hält jedoch den Entſchluß
aufrecht, keine Jntervention einer fremden Macht
anzunehmen.

In eigener Sache.
Der Zigarrenhändler Fritz Grimm ſoll ſich, wie mir mit-

geteilt wird, bei Erklärung ſeines Fernbleibens von der Stadt-
verordnetenwahl auf mich berufen. Herr Grimm erzählt: Er
habe mir die Gründe, die ihn eventl. veranlaſſen könnten, nicht
zur Wahl zu gehen, auseinandergeſetzt und ich habe ihm recht

egeben.
Jch ſtelle demgegenüber feſt: Herr Grimm hat mir gegenüber

niemals ſolche oder ähnliche t gethan ich
konnte deshalb auch niemals in die Lage kommen, mich dazu
zu äußern. Wäre ich in eine ſolche Lage gekommen, dann
hätte ich ſelbſtverſtändlich Herrn Grimm keinen Zweifel darüber
zelaſſen, daß ich ſein Fernbleiben von der Wahl als einen Akth aber Geſinnungsloſigkeit anſehen würde.

Einmal hat Herr Grimm Allerdings die Wahl mir gegenüber

berührt: Als ich auf dem Wege zu einer Wählerverſammlung
mir ein paar Zigarren bei ihm holte, bedauerte er lebhaft, daß
er nicht auch zur Verſammlung gehen könne; ſo gern er's
thäte, es ginge nicht, da er den Laden bis um 9 Uhr geöffnet
halten müſſe.

Halle, 5. Februar. Wilhelm Swienty.
Skauhesamtliche Nachrichten

Halle (Nord, Burgſtr. 38), den 4. Februar.
Aufgeboten: Arbeiter Richter und Frida Krug (Belfort-

ſtraße 1a). Monteur Zeidler und Luiſe Müller (Eichendorff
ſtraße, 10 und Große Wallſtraße 3).

Geboren: Tiſchler Hoffmann S. Wilhelmſtraße 7). Ar-
beiter Klauß T. (Wittekindſtraße 19). Geſchirrführer Puritz S.
Eichendorffſtraße 4). Maler Müller T. (Deſſauerſtraße 16).

Geſtorben: Gelbgießers Weſtphal T., 9 J. (Triftſtraße 8).
Fabrikanten Wehle S., 1 Mon. (Triftſtraße 4). ArbeitersSchmidt T., 6 J. Reilſtraße 129). Oberpoſtrat a. D. Schroeder,
81 J. (Advokatenweg 41). Bildhauer Konther, 48 J. (Klinik).

Halle (Süd, Steinweg 2), den 4. Februar.
Aufgeboten: Fleiſcher Opitz und Elſa Looſe (Freiimfelder-

ſtraße 37 und Reideburgerſtraße 2). Schuhmacher Sanftenberg
und Hedwig Rödel (Leipzig und Delitzſch).
Eheſchließung: Schuhmacher Haedicke und Pauline Göhre

(Prinzenſtraße 17 und Gr. Brauhausſtraße 19).
Verantwortlicher Redakteur: A. Weißmann in Dolle.

u lomfermutton
empfehle in grösster Auswahl und zu anerkann' billigsten Preisen bevorzugte Frühjahrs- Neuheiten in einfarbigen reinwollenen Kleiderstoffen,

Fantasiestoften, Besatz- und Seidenstoffen, Jacketts, Umhängen, Unterröcken, Blusen, fertigen Costumes, Echarpes, Plaids, Tüchern, Korsetts,

Handschuhen, Wäsche-Ausstattungen, Scohleifen, Jabots, Gürteln, Spitsen, Stickereien und Seidenband etc.

m Verkauf zu festen, aussergewöhnlich billigen Preisen. wer

alle a. S.
cezchättztaus J. Lewin
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Worſt i. v. Ab. 101. Abonn. Vorſt.

Farbe weiß.ward
und des

Jn meinem ſeit Jahren als außergewöhnlich villig bekannten großen Imnv entur-

Rusverkauf
Farige“ eiderstofe

zu ganz bedeutend herabgeſetzten Preiſen zum Verkauf.

Günſtige Gelegenheit für

Konfirmanden.
Aal, Schellfiſch, d 25 u. Kabliau. 2 C n

Dorſch enze. Streng reelle Vedienung. Halle a. S., Leipſigerſtra ße 94.

I Bitterfeld. vSonntag den 16. Februar 1902 abends 7 Uhr in Oelzners Lokal Il Direktion: Gustav Poller
populär wissenscnafii. Voritrags abend am Riebedplatz, nächſte Nähe vom

Täglich abends 7 Uhr Gaſtſpiel der weltberühmten, in ihren Leiſtungen

des Herrn K. Beisswanger. Nürnberg über: Hauptbahnhof.
einzig daſtehenden

1. Mareonis Telegraphie ohne Draht. 2. Profeſſor Röntgens

Original -Bicycle-Renn-Truppe

H. v. SreKkrenyessy
des Herrn Walther Fuchs.

Wargarete.
Große Oper in 5 Akten von Gounod.

Sreitag 7 den n 1902
Uhr:144. Vorſt. i. S e Vorſt. außer Ab.

4. Viertel.Gaſtſpiel der gönigl ſiſchen
Kammerſängerin Frau Erika Wedekind.

Das Clödchen des Eremiten.

Oper in 3 Akten von Aime Maillart.

Diana-Saal, Zeit.
Sonntag den 9 Swa

gr. humoriſiſcher Abend

des LiederQuartetts Minern
und des vorzüglichen Geſangs und
Charakterhumoriſten Otto Wohlfarth

Einen höchſt genußreichen Abend ver
ſprechend ladet frdl. ein H. Köhler.
gFinlas Uhr. Anfang 8 Uhr.Nach dem Konzert ein Tänzchen.

fischhalle Germania,
Steinweg 52.Empfehle friſchen See- Lachs u. See

X-Strahlen. 3. Darwins Entwicklungslehre.

vom Alhambra- Theater zu London.

Experimente mit Apparaten für drahtleſe Telegraphie, Vorführung von
Röntgenſtrahlen und ſonſtigen elektr. Lichteffekten, ſowie zahlreicher Natur-

Wett- u. Kunſtfahrer auf der eigens auf der Bühne errichteten
Rennbahn mit 65 Steigung.

präparate, Verſteinerungen u. ſ. w. Eintritt spreis à Perſon 25 Pf.
Billets ſind bei ſämtlichen Kartellmitgliedern ſowie bei Oelzner vorher zu haben.

Die Truppe iſt die Erfinderin dieſer ſenſationellen Einrichtung
6 und zugleich die einzige der Welt, die auf dieſer Bahn mit

Zentral-Kranken- u. Sterbekaſſe der

Tandem-Bicey ele Wettfahren veranſtaltet.

Frauen u. Mädchen. Fil. Halle.
Sonntag den 9. Februar im „Konzerthaus“, Karlſtraßze

StinnesAnfang 4 UhrFreunde und Bekannte ladet freundlichſt ein Die Ortsverwaltnung.

Rauckl«club Dölare.
Sonntag den 16. Febr. abds 7 Uhr im Langrockſchen Lokal L

unuhkest-Rull.
ladet ergebenſt ein Der Vorſtand.

intrittskarten für Masken 55 Pf., für tie gute 30 Pf.
S ſind zu haben bei Karl Jung, Alb. Valentin, Wilh.Ein jeder Zuſchauer erhält eine N Irrentapd gratis.

2 Ohne Karte keinen Zutritt. Masken- Garderobe iſt im
Lokale zu haben.

Allgemeiner Konſun- Verein Nietleben.
G. m. b. H.Sonntag den 16. Febrnyr nachmittags 3 Uhr bei Herrn Maul

Generale erfenzzsztlerrg.TaJesordnung:

Die Kunſtfahrer Burgess Staig ſind der internationalen Rad-
portwelt beſtens bekannt und ſtehen in ihren Leiſtungen unerreicht da

ie Truppe iſt die einzig exiſtierende, deren Fahrfläche vollkommen e iſt, ſodaß eine genaue Kontrolle dem Pub-
likum ermöglich d wird während anderſeits von dem Fahrer dießte Leiſtungsfähigkeit verlangt wird.Die Renntruppe benutzt zu ihrem Wett- und Kunſtfahren nur

gewöhnliche Straßenrenner, alſo keine Trikräder. Die Be
ſichtigung derſelben ſteht Fachleuten, ſowie den geehrten Beſuchern
ſtets frei.

S Germanias,
Damen-Verwandlungs-, Geſangs und Tanz-Enſemble.

8s Damen. Pompöſe Koſtüme. 8 Damen.
g. „Die Amazonen-Garde“,ſowie da übrige, völlig neue, große Programm.

Anfang 8 Uhr. Ende gegen 11 Uhr.

Restaur. 2. Mansfelder Schuhmacher
Sonnabend den 8. und Sonntag den 9. Februur

grosser Narren Abend mit ff. Zock-Fier.
Hierzu ladet Freunde und Bekannte höflichſt einJ. Dre itftsberigt re 1901. Genehmigung der Bilanz, Entlaſtung des Vor- Gustav Fiedler, Hardenbergireß 35.

ſtandes und Aufſichtsrates. Narrenkappen gratis Renſchel iſt da.2. e hlußfaſſn ing über de Ver a des de gewinnes. d e3. Neuwahl eines Vorſtands- und dreier Aufſichtsratsmitglieder. c4. Gründung eines Produktivfonds. Achtung! Niäetlebenm. Achtung!5. Anträge der Mitglieder: die ſerben müſſen drei Tage vor Abhaltung der e
n in Händen des Vorſtandes ſein. Den Mitgliedern des Konſum-Vereins zur freundlichen Be

6. Verſchiedenes achtung, daß ich auf ſämtliche Artikel: Grüne Ware, Stroh,
Preßzſteine, Briketts 2e. bei billigſten Tagespreiſen 6 Proz.
z Dividende gewähre.

Um recht zahlreichen Zuſpruch bittet

Aug. WolIImanmm, slebenerfr. 72.

Der Aufſichtsrat.
Franz Vorſitzender.Müller,

Apollo- Theater
am Riebeckplatz, nächſte Nähe v. Hauptbahnhof.

ſt den G. Febr. abds. 7 Uhr
gr. Elite-Maskenfest
in ſämt t ichen vunderbar dekorierten Räumenbe Abel Theaters 3 Muſikkorps.
Prämiierung der 5 ſchönſten Damen
Masken. Zum VBrauſtübl“.

Feinstes Hambg. Schmalz
a Pfd. 65 Pf.

ff. Weizenmehl
t à Pfd. 15 Pf.

ff. Himbeer- Marmelade
a Pfd. 35 Pf.Senf-. pfeſter. und saure

Gurken, rote Rüben.

J

O
Narrenkappen

Gesichtsmasken
originell und billig.

C. F. Ritterm F.itwirkurdes „Hermania Enſembles“ und dermich engegierten Kunf n ff. Sardelien a 20 Pf LeipziSelenaſe e a Temin Frm zug u. d. 120 ſ. Leipzigerſtraße 90.
Maskenbillets für L erren 2 2 Mk. für To nen rme T rie. einSaalfohers 1,50 Mk. Gegen vorherige An-neldur a Loge 20 Htk 3 empſ. R. Kataeh.el s S tf tun. erbuneen n er ihr, und in ſämtlichen Gr Ulrichſtraße Vöttcherwaren Albrechtſtr. 23.

annten Verkaufs ſowie die zu den Theater Vorſtell. gelt Heuen. gebrauchte Möbel e

Borverkaufs- Preis Bmatigemgen ſind an bieſem Zage aufgehore Möbelfabrik u. Magazingebr. janchigt verk. bill.
Nax Jungblut, Vuchererſtr. 31. 31

Weißenfels.
Hut erhält. Kleiderjekrerär,

at, rundovaler Tiſch, Betten und
ſonſtige Sochen eiswert zu verkaufen
u erfahren lingplat 2, im Laden.

leiſcherſtra r
Empfehle mein großes Laaunernschenſze. Keilitaſe 126

Donnerstag den 6. Februar rn
r aner-kannt gut ſolid gearbeiteter höbel-

Glas- und Polſterwaren der Zeit an-
paſſend zu en Preiſen.

un, Ciſglernür.groß er nerennahend.

I

Direktion: m Hubert.
Elſt- Kieſenprogramm

Ab
Die weltberühmte

Jones Hilliard Truppdie erſte u. Original-Truppe d. e

Senſ.- Original Bicycle-RennAkt
auf der Patent-Bühnen-Rennbahn.

Frl. Milly Capell
Jis Sportin Alt. 1 arabiſcher

Vollbluthengſt mit Hundemeute.NMatweet- -Hugoston-

Truppe. Ruſſiſche TanzAkrobaten.
Das Leo Tardy-Trio

Bravour-Luft- Gymnaſtiker.
The Nesadsons
Muſtkaliſche Pflaſterer

Frères Leo
Exercitien am dreifachen Reck.
La Rose D'Arcansas

genannt: Die tanzende Sexceſſion.
Margarethe Goston

GeſangsSoubrette.

Amanda Nordstern
Weiblicher Humoriſt.

Max Zerner
Geſangs- und Charakter- Humoriſt.

American Bioscope
Senſation. lebende Photographien.
Anfang 8 Uhr. Ende geg. 11 Uhr.

Möglings Restaur. Zeitz
Freitag, Sonnabend und Sonntag
d gr. Hockbier Feſt

mit muſikaliſcher Unterhaltungff. Bodwurſtchen Mützen u.

Rettich gratis. Es ladet frdl.
ein Theodor Möglüäng.

Empfehle mein freundliches

Resfauranfden werten Kollegen, Genoſſen u. Be
kannten. Wilihelen Enders.

Halloren und Kellnerſtr.Ecke,
gegenüber dem Wahllokal.

e S rerR tTriftſtr. 40.See
„„De Wet,bochtring re r Stück r

Rippentabak Pfd. 205 ger her von Nottrodt Co. empf.

tto Rosenbaum, Verſeburgerſtr. 13.

Achtung!
Auf der Jakobsgrube Trebnitz

b. Luckenau iſt in der Sonntags
nacht eine große Menge Zimmer
handwerkszeug geſtohlen worden.
Vor Ankauf wird gewarnt.

Die Grubenzimmerer.

I l peburisinag,

zur Kindtaufe,
zur Konfirmation,
zur Verlobung,r Hochreit,

zur Silb. und gold. Xochreit.

Trauerkariten.
Zu beziehen durch die

Volkabuehhandlung,
Geiststrasse 21.

Pfeifenteile
zu haben Merſeburgerſtr. 43.
Konfirmations- Kleider 3.50 Mk.,

auskleid 2.50 Mk., Straßenkleid 5 Mk.,
Bluſen 2 Mk. fertigt

F. Wolterv, Ackerſtraße 6, p.

Fcmeſgerimen
auf KoſtümRöcke geübt, für unſer
Atelier geſucht.

Gebr. Sernau.

Frau od. Mädchen wird als Auf
wartung geſucht.

Zu erfragen in der Expedition dieſesBlattes in Zeitz.
welche e die Drechsler-Iwei lhrünge, profeſſion erlernen

wollen, können nächſte Oſtern in die
ehre treten bei Robert Ganseher,
)rechslermeiſter, Teueberu.

Verlan und fur die Jmierate verantwortlich Avguſt Groß S Drud der Holleſchen Genoſſenſchafts Buchdruckerei m. b. d. Halle a. S.
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Zur Rachwahl im Glauchaer Vezirk.

Ein letztes Wort!
Morgen vormittags 9 Uhr beginnt im 3. Wahlbezirk die

Erſatzwahl zum Stadtverordnetenkollegium, die infolge der Un
giltigkeitserklärung der Mandate unſerer Genoſſen Krüger
und Thiele ſtattzufinden hat. Auf die Gründe der Ungiltig-
keitserklärung noch einmal einzugehen, erübrigt ſich: im Volks-
blatte ſowohl als in unſeren Flugblättern iſt dieſe einzig da-
ſtehende Thatſache genug gewürdigt worden. An den Wählern des

Glauchaer Bezirks liegt es nun, durch die Wiederwahl
der beiden Kandidaten Krüger und Thiele zu beweiſen, wie ſie
über die Ungiltigkeitserklärung denken. Es wäre ſehr bedauer-
lich, wenn bei vielen Wählern die Meinung vorherrſchen würde,
ach, die beiden Sozialdemokraten werden ja ſicher gewählt, da
kommt es auf deine Stimme nicht mehr an. Jm Gegenteil,
durch die große Mehrheit, mit welcher unſere Kandi-
daten ſiegen müfſen, ſoll nachdrücklicher Proteft gegen
die Ungiltigkeitserklärung eingelegt und den Kommunal-
vereinlern und dem Stadtverordnetenkollegium die einzig
richtige Antwort darauf gegeben werden.

Die prinzipielle Bedeutung der Kommunalwahl iſt wohl
allen ſozialdemokratiſchen Wählern einleuchtend; für unſere
Partei iſt es ſchließlich n ich t ausſchlagend, ob ſie im Halle-
ſchen Stadtverordnetenkollegium durch drei oder fünf ihrer
Anhänger vertreten iſt, aber es iſt notwendig für die geſunde
Entwicklung des Gemeinweſens, daß die Sozialdemokratie ir
größerer Zahl in das Stadtparlament einzicht. Jſt es nicht
eine Forderung der Gerechtigkeit, wenn die Arbeiterſchaft ver-
langt, daß ihr durch das „erbärmlichſte aller Wahlſyſteme“
wenigſtens ein Drittel der 66 Sitze unſeres Kolleginms ein-
geräumt wird? Statt deſſen wenden die Kommunalvereine
alles auf, um uns jeden Sitz in der 3. Wählerabteilung ſtreitig
zu machen. Noch mehr, die Mandate im 3. Bezirk hatten wir
ſchon erobert, ſie waren unſer; aber ſie wurden uns wieder
genommen; jedem ehrlichen Wähler muß die Zornesröte ins
Geſicht ſteigen, wenn er an die Mittel denkt, die angewandt
wurden, um uns dieſe Mandate zu entreißen. Dieſer Grund
allein ſchon muß die ſozialdemokratiſchen Wähler in Scharen

zur Wahlurne treiben. Und iſt nicht acht Tage nach der
November-Wahl von Herrn Oberbürgermeiſter Staude die be
kannte Lattcherrede gehalten worden: Und wenn ſich
gegenwärtig in Halle 2000 Arbeitsloſe melden, dann find
ſicher 1500 Lattcher und Gelegenheitsarbeiter dabei.“
Auch dieſe Rede erheiſcht eine Antwort und das Arbeiterviertel
Glaucha wird nicht verſäumen, ſie zu geben. Alſo auf zur
Wahl unſerer Genoſſen

Korrektor Krüger und
Reichstagsabg. Thiele.

Wahlregeln. Die Wahl beginnt um 9 Uhr und endigt
nachmittags 5 Uhr. Die Kommunalvereinler haben für ihre
Wähler die Parole ausgegeben, gleich am erſten Tage in mög-
lichſt großer Zahl zu wählen. Wir können uns für die gleiche
Taktik nicht Begeiſtern. Wähle jeder Arbeiter, wann es ihm
paßt, aber ſorge er dafür, daß nicht durch einen Zufall oder
ſonſtige unvorhergeſehene Umſtände er ſein Wahlrecht nicht
mehr ausüben kann. Wahllokal iſt das Schulgebäude in
der Dreyhauptſtraße. Verſäume kein Wähler, die ihm vom
Magiſtrat zugeſandte Legitimationskarte mitzubringen.
Die Arbeiter thun gut, die Karte gleich des Morgens in die
Taſche zu ſtecken, damit er ſie ſtets bei der Hand hat, wenn
er zur Wahl geht. Und ſchließlich vergeſſe er nicht, den Namen
Krüger zuerſt zu ſagen und dann erſt Thiele zu nennen, da-
mit nicht abermals die Wahl für ungiltig erklärt wird.

Wer muß die Kommunalvereinler Beyer und Fräutzel
wählen Jn einem von dem Wahlausſchuß des 3. kommu-
nalen Wahlvereins herausgegebenen Flugblatt wird geſagt,
„daß der Sieg nicht ſchwer hält, wenn ein jeder der Herren
Beamten, Lehrer, Handwerker, Geſchäftsleute,
Kriegervereinler, Mitglieder der chriſtlichen und
anderer Ordnungs- Vereine ſeiner Bürgerpflicht genügt
und ungeachtet gegneriſcher Einflüſterungen und Beläſtigungen
unſere Kandidaten wählt. Die Herren Beamten werden, deſſen
ſind wir ſicher, Mann für Mann antreten, um bei der Wahl
gegen die umſtürzleriſche ſozialdemokratiſche Partei, die wur ihre
Jdeen im Stadtverordnetenkollegium zum Ausdruck bringen
und dadurch den Gang geordneter Geſchäfte aufhalten will,
ihr Veto einzulegen. Von den Herren Lehrern wiſſen wir
ebenfalls, daß keiner zurückbleiben und jeder unſere Kandidaten
wählen wird. Die Herren Handwerksmeiſter wie auch die
Geſchäftsleute haben gar keine Veranlaſſung, ihr Wahlrecht
nicht auszuüben; im Gegenteil, ſie können ruhig die bürger-
lichen, d. h. unſere Kandidaten wählen, es wird ihnen auch
nicht das geringſte dadurch entgehen, ſondern nur Vorteil er-
wachſen. Die Mitglieder der Krieger-, der chriſtlichen und
anderer Ordnungsvereine können gar nicht anders, als die
bürgerlichen Kandidaten zu wählen. Jhre dem Kaiſer gelobte
Treue verpflichtet ſie dazu, gegen den Umſturz zu Felde zu
ziehen und den bürgerlichen Kandidaten zum Siege zu verhelfen.“
Nun wiſſen vor allem die chriſtlichen Ordnungsvereine, daß ſie
dem Kaiſer Treue gelobt und deswegen die Herren Beyer und
Fräntzel wählen müſſen. Wenn dieſe Leute uns vorwerfen, die
Sozialdemokratie treibe in den kommunalen Körperſchaften
Poütik, dann illuſtriert ihr Wahlruf draſtiſch, wie ſie die Stadt
verordnetenwahlen auffaſſen.

Wes Vrot ich eſſe, des Lied ich ſinge! Dieſe Arbeit
gebermoral wenden die Kommnnalvereinler auch auf die Glauchaer
Wahl an. Jn ihrem Flugblatt heißt es bezüglich der ſtädtiſchen
Arbeiter: „Angeſichts der bevorſtehenden Sicherſtellung der
ſtädtiſchen Arbeiter ſür ihr Alter (Penſionsberechtigung) würde
es vollſtändig verkehrt ſein, in ſozialdemokratiſchem Sinne zu

nennen
wählen; in deren eigenſtem Intereſſe iſt es geboten, den bürger-
lichen Kandidaten ihre Stimme zu geben. Wir bitten gerade
dieſe Arbeiter, ſich von dem läſtigen ſozialdemokratiſchen Drucke
frei zu machen und für die bürgerliche Partei einzutreten; ſie
können doch unmöglich gegen das ſtädtiſche Regiment wirken,
wenn ſie von dort her ihren Verdienſt erhalten.“ Mit dieſem
Köder haben die Kommunalvereinler kein Glück; die ſtädtiſchen
Arbeiter wiſſen aus Erfahrung, daß ſich nur die ſozial-
demokratiſchen Stadtverordneten im Kollegium un ſie ge-
kümmert haben. Den kommunalvereinlichen Kandidaten iſt es
nicht ein einziges Mal eingefallen, auch nur eine Lippe zu
riskieren. Und darnach werden die ſtädtiſchen Arbeiter auch
handeln. Von den Kandidaten Beyer und Fräntzel werden ſier

im Kollegium höchſtens noch unterdrückt, von Thiele und Krüger
dagegen werden ihre Intereſſen energiſch wahrgenommen.

„An die gut bürgerliche Fahne der Kommunalvereinler
ſoll ſich der Sieg heften“, heißt es weiter im Flugblatt; rot iſt
eine viel hellere Farbe und deshalb wird ſich der Sieg an der
roten Fahne viel ſchöner ausnehmen das mögen ſich die Gegner
merken.

„Wes Geiſtes Kind dieſelben ſind, darüber geben die
ſozialdemokratiſchen, von abſichtlichen Unwahrheiten ſtrotzenden
Flugblätter genügend Aufſchluß.“ So zu leſen im Wahlauf-
ruf der Kommunalvereinler in der bürgerlichen Preſſe über die
ſozialdemokratiſchen Wähler in Glaucha. Am Sonnabend wird
es ſich nach der Beendigung der Wahl zeigen, wie die ſozial-
demokratiſchen Wähler über dieſes Urteil denken.

Jm GeneralAnzeiger will ein Einſender, der anſcheinend
Fühlung mit unſerem Halleſchen Finanzminiſter hat, nach-
weiſen, daß die Glauchger Arbeiter kein Recht hätten, zu ſagen,
ſie müßten nur zahlen und im übrigen das Maunl halten. Auf
welcher Höhe ſeine Rechenkunſtſtücke ſtehen, mag die eine
Thatſache lehren, daß er für die ſozialdemokratiſchen Wähler im
Glauchaer Bezirk an gezahlten Steuern 27900 Mk. heraus-
rechnet und dagegen den Zuſchuß der Stadt zu den evangeli-
ſchen Volksſchulen, der 858 750 Mk. beträgt, zum Vergleiche
heranzieht. Wir haben erſt geſtern nachgewieſen, daß die Stadt
für die Volksſchüler 38——40 Mk. bezahlt, dagegen für den Oberreal-
ſchüler 182 Mk. ausgiebt. Das widerlegtbeſſerals eine lange Zahlen-
reihe ſeine Schlußfolgerungen. Wenn er dabei noch bemerkt, daß die
Sozialdemokraten auf die Gelder der Stadt keinen Einfluß be-
kommen dürfen, da ſie aus den Taſchen von Nichtſozialdemo-
kraten kommen, ſo beweiſt er lediglich ſeine ſoziale und finanz-
techniſche Rückſtändigkeit. Wir wollen ſparen, wo es wirklich
angebracht iſt, die Stadtverordnetenmehrheit dagegen häufig,
wenn es ſich um Forderungen handelt, die die arbeitende
Klaſſe betreffen.

Am erſten Tage der Wahl haben die Kandidaten im
November im 3. Wahlbezirk erhalten Krüger und Thiele 4095,
Beyer und Fräntzel 419. Unſeren Freunden iſt es durch die
Bekanntgabe dieſer Ziffern möglich, morgen abend Vergleiche
zu ziehen.

Wie wahren die Herufenen das Wohl
der Stadt?

Es geht uns folgende dankenswerte Einſendung zu:
Jn der öffentlichen Sitzung der Stadtverordneten-Verſamm-

lung vom Montag, den 20. Januar 1902, in welcher die Herren
Geheimrat Prof. Dr. Dittenberger, Kommerzienrat Steckner,
Maurermeiſter Hildebrandt und Kaufmann Uber den Vorſtand
bildeten, wurde als zweiter Gegenſtand ein Antrag des
Kommerzienrats Steckner verhandelt, in welchem dieſer um
Konzeſſionierung des Baues einer Villg nebſt Stallungen und
Gewächshaus erſuchte, welche auf dem kürzlich Auguſt 1801

erworbenen Dzondiſchen Gartengrundſtück an der
Mühlſaale, zwiſchen den Kuntzeſchen und Jentzſchen Gärten be-
legen, er zu errichten beabſichtigt. Um die Sache klar zu
legen, die an ſich ſehr einfach und unwichtig erſcheint, iſt es ge
raten, die bei dieſer Gelegenheit (wohl namens der Bau-
kommiſſion) geäußerten Anſichten des Referenten, Geh. Waſſer-
baurats und Stadtv. Herrn Brünecke und des Stadtbau-
rats Herrn Genzmer wiederzugeben, wie ſie der Sitzungs-
bericht der Sagle-Ztg. vom 21. 1. 02 bringt. Der Herr Geh.
Waſſerbaurat führte nach dieſem aus, datz durch den Antrag
das Projekt der Anlage einer Uferſtraße m das ſchon
ſo alt iſt, wie das große Kanaliſations- Projekt ſelber! D. Einſ.

wieder eine aktuelle Bedeutung bekomme, da die Fluchtlinie
für dieſe Straße, die man ſpäter für die Kanalführung brauche,
vorher feſtgelegt werden muß. Herr Steckner, der ſich gern
die Stille ſeines neuen Anweſens, die Abgelegen-
heit vom Straßenverkehr, erhalten möchte, erſucht
darum, die Uferſtraße in den nächſten 15 Jahren
nicht auszubauen. Er verpflichtet ſich bis dahin, die etwa
nötig werdenden Arbeiten zur Durchführung des großen Kanals
durch ſein Grundſtück, ſowie die Anlage von Schächten zu ge
ſtatten! Referent empfiehlt Annahme dieſes Vorſchlages,
da der Ausbau der Straße durchaus nicht dränge und
die Schwierigkeit der Erwerbung von Land zum Bau
des Kanals, die vielleicht erſt im Enteigungsverfahren
durch geſetzt werden könne, unter den angebotenen Be-
dingungen überhaupt in Fortfall komme. Stadtbaurat
Genz mer tritt gleichfalls für die Vorlage ein. Die Ufer-
ſtraße können wir nicht entbehren! Der Kanal
muß an der Saale entlang von der Moritzburg bis zum Kirch
thor geführt werden, wofern man nicht ganz unverhält-
nismäßig teuer bauen wolle. Das Projekt, ihn durch
die Wallſtraße zu führen, würdeagußerordentliche Koſten
verurſachen. Man müßte Tunnel bauen, und wenngleich die
Technik des Tunnelbaues heutzutage ſehr weit vorgeſchritten
iſt, ſo ſeien doch Zwiſchenfälle, Beſchädigung der unterfahrenen
Häuſer, was natürlich zu Entſchädigungsklagen An-
laß geben werde, bei dem wechſelnden Untergrund, der auch
Triebſand aufweiſe, zu leicht möglich. Eine Berech-
nung hat ergeben, daß das letztere Projekt
mindeſtens eine Viertelmillion teurer werden
würde.Zu hohe Koſten würde ferner ein drittes h ver
urſachen, demzufolge der Kanal auf dem anderen Ufer des
Mühlgrabens erbaut werden ſollte. Wegen der Niveau und
Gefälleverhältniſſe müßte dort ein hoher Damm aufgeworfen
werden ob die Strombauverwaltung das geſtatte, ſtehe
auch noch dahin und ferner mache ſich eine zwei malige
Durchdückerung, der Saale nötig, was auch ſeine Schwierigkeiten
t da ſich Dücker erfahrungsmäßig leicht verſchlammen.

en Kaual auf jener Strecke müſſe man über kurz
oder lang doch bauen; da ſei es vielleicht zweckmäßig,
die leidige wirtſchaftliche Depreſſion zu benutzen, wo
die Arbeit billiger zu haben iſt, und womöglich ſchon im
nächſten Jahre eine Strecke des Kanals auszubauen! Die
Uferſtraße ſoll tag einmal mit zur Entlaſtung des Zuges
Ulrichſtraße Geiſtſtraße dienen. Denn eine Erweiterung der
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Ulrichſtraße, wie ſie dem künftig zu erwartenden Verkehr genüge
ſeiunmöglich: nicht bloß wegen der gewaltigen Koſten, ſondern
vor allem auch, weil die Grundſtücke dort zum Teil ſo wenig
tief ſind, daß ein ſtärkeres Anſchneiden nicht angängig ſei. Bei
der Fluchtlinienfeſtſetzung der Hallorenſtraße, deren Breite auf
20 Meter ſixiert ſei, habe man auf dieſe Verhältniſſe Rückſicht
genommen. Das Stecknerſche Angebot habe den großen
Vorteil, daß wir mit dem Bau des Kanals auf deſſen Strecke
nicht zu warten brauchen. Die Fluchtlinie wird ſchließlich
nach dem Antrage der Baukommiſſion feſtgeſetzt und der Ver-
trag mit Herrn Steckner von der Verſammlung ge
nehmigt.

So, dies die eine Seite der Sache, und nun zur anderen:
Ein paar Wochen vor dem Ankauf des Dzondiſchen Grund-

ſtücks durch Herrn Kommerzienrat Steckner brachte die Saale
Zeitung einige Male folgendes Jnſerat:
t Oeffentliche Verſteigerung.Dienstag, den 6. Auguſt d. J. (1901) vormittags 9 Uhr wird

durch das Kgl. Amtsgericht Halle a. S., Kleine Steinſtr. 7, lI,
Zimmer Nr. 31

„Dzondis Garten mit Wohnhäuſern
teilungshalber verſteigert. Dieſes 9 10 Morgen große
Grundſtück mit prachtvollem Park und Garten,
idylliſch an einem Saale Arm, aber doch mitten in der
Stadt, Am Kirchthor Nr. 6 belegen. eignet ſich nicht nur vor
züglich für ein hochherrſchaftliches Villengrundſtück, ſondern
auch zur Anlage einer Villen- Kolonie oder für jedes
andere große Unternehmen. Gartenliebhaber und Bauluſtige
werden daher auf dieſe Verſteigerung beſonders aufmerkſam
gemacht.

So Dies die andere Seite. Aber nun kommt noch eine
weitere Seite. Die Sache iſt alſo nicht ſo einfach ſie erſcheint
recht vielſeitig:

Am 6. Auguſt, nach kurzer und nicht häuſiger Bekanntgabe
dieſes ſo eminent großartigen und wichtigen Verkaufsobjektes
ſand die Verſteigerung am ſelben Tage unter ſtarker Beteiligung
einer Reihe großer Baufirmen (Sehr ſonderbar!) ſtatt. Das
9 bis 10 Morgen große Grundſtück wurde auf das Gebot von
rund 150000 Mk. dem Kommerzienrat Herrn Emil Steckner
zugeſchlagen.

So dies als dritte Seite. Wenn ſich nun der aufmerk-
ſame Leſer dieſe Sache von allen drei Seiten genau betrachtet,
wird er ſeine Schlüſſe daraus ziehen können. Es fehlt vielleicht
noch die Aufklärung über die wirkliche Größe des qu. Grund-
ſtücks nach heutiger Flächenberechnungsart. Es iſt nicht ver-
ſtändlich, weshalb heute immer noch amtlicherſeits nach Morgen
berechnet wird. 1 Morgen iſt 25,53 Ar, 1 Ar 100
Quadratmeter. Das Grundſtück rund zu 10 Morgen angenom-
men umfaßt ſomit 255,30 Ar oder 25530 Quadratmeter.
Für dieſes Garten und Park- Grundſtück ſamt Wohn-
gebäuden, inmitten der Stadt belegen, zahlte Herr Kom-
merzienrat Steckner, Stadtverordneter, Vorſtandsmitglied des
Stadtverordneten Kollegiums und wichtigſtes Mitglied der
Finanz Kommiſſion dieſer Körperſchaft, 150000 Mark, ſage
rund ſechs Mark pro Quadratmeter.

Na iſt das nicht hübſch! Und wenn nun einer ſo etwas
ſo ſchwer erworben, wie es eben leider nur einem Bankier von
Geburt paſſieren kann, will man es dieſem dann etwa verden-
ken, wenn er gern die Stille ſeines neuen An-
weſens, die Ab gelegenheit vom Straßenver-
kehr, ſich auf mindeſtens 15 Jahre erhaltenmöchte? wie der Herr Waſſer-Baurat ſo ſchön ſagte! Wer
könnte da wohl ſo grauſam ſein und anders denken? Und doch
gieht es ſo ſchlechte Menſchen, die da meinen, das Jntereſſe des
großen Ganzen ſtehe über dem Jntereſſe einzelner Perſonen.

Die ganze Angelegenheit zeugt von einer ans Unglaubliche
grenzenden Kaltblütigkeit für die Lebensintereſſen der tiefver-
ſchuldeten Kommune Halle ſeitens des Magiſtrats nicht nur,
ſondern auch ſeitens der bürgerlichen Stadtverordneten, die von
dem Kanalprojekt Kenntnis hatten. Das Projekt des großen
Kanalbaues iſt wohl ein Jahrzehnt alt und ein Steckenpferd
des Stadtbaurats Herrn Genzmer. Die Durchführung dieſes
Millionenprojektes erforderte unbedingt den Ankauf mindeſtens
eines Teiles des Dzondiſchen Parkgrundſtückes. Es iſt dabei
Gelegenheit geweſen. eine ſchöne Natur-Alleeſtraße wie noch nie
zu erhalten, in welche der Kanal gebettet wird. Durch Ankauf
des ganzen Grundſtücks konnte die Kommune Hundert-
tauſende an Gewinn erzielen, wenn dasſelbe für Villen-
bauten parzelliert wurde. Alles dies wurde unterlaſſen, obſchon
man ſeit einem Jahrzehnt faſt genau wußte wie ja aus den
oben abgedruckten Ausführungen des Herrn Genzmer klar und
deutlich hervorgeht daß es einen anderen Weg für den
Kanal nicht gab. Denn das Durchführen unter der Saale
mit der Dammanlage würde von der Strombau- Verwaltung
nicht zugelaſſen werden das wird wohl der Stadt-Bau-
rat Herr Genzmer von dem Waſſer Baurat Herrn Brünecke,
dem Vorſteher der kgl. Waſſerbau Jnſpektion haben erfahren
können, der ja wohl länger als 10 Jahre dem Stadtverordneten
Kollegium angehört. R es nun nicht unerhört, daß per
wo die thatſächliche Not wendigkeit des Erwerbes
von Land vorlag, das obendrein noch mit ſehr hohem Nutzen
hätte verwertet werden können, und wo eine ſo e e
legenheit zum Erwerb für einen Spottpreis gegeben war,
jetzt, nachdem dieſe verſäumt war, noch obendrein
wie zum Hohn für die Steuerzahler, die das größte Finanz-
genie der Stadt, der Bürgermeiſter v. Few7 ſoeben mit einer
i8prozentigen Zuſchlagserhöhung der Gemeinde Einkommen-
ſteuer „beglückt' hat, von einer „Gnade“ des Herrn Kom-
merzienrats Steckner zu reden, der es geſtatten will, daß der
Kanal gebaut wird, daß aber während 15 Jahren dort keine
Straße durchgeführt werden darf. Jſt das nicht großartig 2
Und die Großmut des gnädigen Herrn Kommerzienrats! Nach
15 Jahren darf die Straße gebaut werden aber, hm, was
koſtet dann der Quadratmeter des dazu nötigen Landes
Schenkt nachher der Herr Kommerzienrat dies Land der Stadt
in Anbetracht des rieſenhaften Gewinnes, der ihm nach
15 Jahren aus der Anlage der Straße in die ſo arbeits
ſchwielige Hand fällt, nachdem er dort von dem ſchweren Er-
werb des Dzondi-Grundſtücks fern vom etgeheperkehr aus
geruht hat Und wenn nun der Kanalbau früher durch-
geführt werden muß und Nachbargrundſtücke zu teueren Preiſen
hinzugekauft worden ſind ſeitens der Stadt, dann dürfen dieſe
als Straßen auch nicht ausgebaut und dem Verkehr übergeben
werden denn erſtens hat das keinen rechten Zweck und dann

erlaubt es der ruhebedürftige Herr n s doch
nicht. Was dann Nun, dann zahlt eben die Stadt einen
exorbitanten Preis für das Geſamtgrundſtück an den Herrn
Kommerzienrat, das ſie für lumpige 150 000 Mark mehr als
halb geſchenkt erhalten hätte, wenn eben andere Leute an den
verantwortlichen Plätzen ſtänden. Was kommt es einer Kom
munalverwaltung, die ſo mit der Schuldenvermehrung vertraut
iſt, wie die Halleſche, auf den Mehrverbrauch weiterer Hundert-
tauſende an

Und das gute Herz der Stadtbauverwaltung für die Arbeiter
die Arbeitsloſen, in wie rührender Fürſorglichkeit z

dies auf! Wie ſagte doch der Herr Stadtbaurgt? Ueber
kurz oder lang, müſſe man den Kanal auf jener Strecke
doch bauen; da ſei es vielleicht zweckmäßig, die leidige
wirtſchaftliche Depreſſion iedergang) zu wodie Arbeit billiger zu haben und womdauich ſchon im
nächſten Jahre eine (die Dzondi) Strecke auszubauen!
Alſo nicht die Notwendigkeit des Kanalbaues an ſich, nicht



der Vorteil eines billigen Landerwerbes ſollte die Triebfeder
ur frü gen KanalbauJnan bilden, ſondern die
illige iegenheit, den durch Ar loſigkeit ausgepowerten

ArbeiterFamilienvätern Spottlöhne bieten zu können und zwar
ſoll dies nicht gleich, ſondern im nächſten Jahre etwa ge
gehen Wer wagt es unter ſolchen Beweiſen von Notſtands-
Bekämpfung etwa noch, von Mangel an Verſtändnis für
ſoziale Fragen zu ſprechen Lente, die in der Stadtverordneten
Verſammlung ſolche und andere gröbliche Verfehlungen zu rügen
als ihre Pflicht erachten, dürfen nicht in das hübſch ausgeſiebte
Stadtverordneten-Kollegium hinein. Dort dürfen nur ſolche
hinein, die in wohlverſtandener Wahrung ihrer Intereſſen vor
keinem „Kotau“ zurückſchreckenWie oft das Stadtverordneten Kolle ium ſchon zur ſchweren,

zweckloſen Verſchuldung der Stadt beigetragen, iſt nicht un
bekannt. Ein recht eklatantes Beiſpiel hierfür iſt vor allem
der ſehr partielle Ankauf von Hausgrundſtücken auf dem Trödel-
Terrain! Anſtatt einzelne Häuſer zum Abbruch anzukaufen,
mußte hier das ganze, ſeiner Zeit als Choleraherd verrufene
Terrain von ſämtlichen darauf befindlichen unzeitgemäßen
Wohnbudiken geräumt, neue Straßen dort angelegt und dann
zur Neubebauung entweder von der Kommunalverwaltung
ſelber benutzt oder an Bauluſtige, an denen es damals nicht
mangelte, verkauft werden. Hier, im Zentrum der Stadt,
würde gleichfalls ein hoher Gewinn für die Kommune erzielt
worden ſein. Heute dagegen liegen die ſeiner Zeit für den
Ankauf einzelner Häuschen aufgewendeten Hunderttauſende von
Mark brach und zehren durch ihre Verzinſung am Steuerſäckel
der Bürger, denn niemand will dort teuere moderne Wohn-
häuſer mitten in das Gemengſel alter unanſehnlicher Bau
reliquien in winkelige Gaſſen hineinbauen. Die Schuld an
dieſer großen Unterlaſſungsſünde trägt hauptſächlich das da
malige Stadtverordnetenkollegium; ſie wird der Stadt noch vielen
Schaden bringen, denn ein ſpäterer Ankauf des Häuſer-
kompleres zwecks Durchführung eines neuen Bebauungsplanes,
der ſicherlich einmal unternommen werden muß, wird nur zu
bedeutend teurerem Preiſe geſchehen können, denn die Ver-
waltung der Stadt, Magiſtrat und Stadtverordnete, haben ja
durch das Ausmerzen der einzelnen ſchäbigſten Budiken dort
recht minderwertige und ſogar verrufen geweſene Häuschen in
ihrem Werte um das Doppelte geſteigert.

Dieſe zwei Beiſpiele größter Mißachtung kommunaler Jn-
tereſſen durch die berufenen und teuer genug bezahlten Hüter
derſelben bekunden ſicherlich die Notwendigkeit, Männer in die
zweite Kommunal-Körperſchaft, das Stadtverordnetenkollegium
zu wählen, die kein Jntereſſe daran haben, dem Magiſtratoder gewichtigen Privatperſonen gegenüber ihre freie
Meinung aus perſönlichen Rückſichten zu unterdrücken. Daß
wir Sozialdemokraten als ſolche nur unſere Genoſſen Krüger
und Thiele anerkennen und empfehlen können iſt ja ſelbſtver-
ſtändlich. Aber jeder Bürger, der ehrlich fär das Wohl der
Gemeinde einzutreten gewillt iſt, kann niemand anderem ſeine
Stimme geben. Weshalb iſt denn die elende Wahlhintertreibung
ſeitens jenes allzu bekaunten, allzu wahrheitsliebenden und allzu
ſtrebſamen Dienſtmannes des 3. kommunalen Wahlvereins
in Szene geſetzt worden? Doch nur deshalb, weil die Männer,
die das Faule im Staate ſtets aufzudecken den Mut haben, den
Fiſchern im Trüben unbequem ſind.

Dieſen Fiſchern und ihren Protektoren zum Aerger dürfen
alſo nur gewählt werden

Korrektor Krüger und
Reichstagsabgeordneter Thiele.

Deutſcher Reichstag.
134. Sitzung. Dienstag, den 4. Februar 1902, 1 Uhr.

Am Bundesratstiſch: Graf Poſadowsky.
Die zweite Beratung

des Etats des Reichsamts des Jnnern
wird fortgeſetzt.

Die Verhandlung beginnt mit dem Statiſtiſchen Amt.
Berichterſtatter Abg. Frhr. von Tiedemann. (Jnfolge der

Einrichtung der neuen arbeitsſtatiſtiſchen Abteilung des
Statiſtiſchen Amts werden 12 100 Mk. mehr gefordert.)

Abg. Dr. Pachnicke (Frſ. Vag.): Wir verlangten ein ganz
neues Arbeitsamt, während es ſich hier nur um eine neue Ab-
teilung eines ſchon beſtehenden Amts handelt. Feſtgelegt iſt
auch nicht die Kompetenz dieſer neuen Abteilung. Trotzdem be-
grüßen wir ſie als Fortſchritt, weil in ihr ein Organ geſchaffen
iſt, das ſich ausſchließlich mit der Arbeiterſtatiſtik zu beſchäftigen
hat. Wünſchenswert wäre die Hinzuziehung eines Beirats, der
zu je einem Drittel aus Arbeitgebern, Arbeitnehmern und neu-
tralen Sachverſtändigen beſtehen müßte. Die Abteilung muß
das Recht haben, ſelbſtändig Unterſuchungen vorzunehmen über
beſtimmte Erwerbszweige und auch Aenderungen von Geſetzen
vorzuſchlagen. (Bravo! links.)

Abg. Bebel (Soz.): Der Vorſchlag der Gründung dieſer
neuen Abteilung des Statiſtiſchen Amtes wurde von uns zu
nächſt mit Mißtrauen begegnet, das ſich auf den ſchon vom
Herrn Vorredner erwähnten Aeußerungen der konſervativen
Preſſe ſtützte. Der Herr Staatsſekretär hat ja nun bei den
Verhandlungen in der Kommiſſion betont, daß den verbündeten
Regierungen in keiner Weiſe der Gedanke nahe gelegen habe,
die früheren Befugniſſe der Kommiſſion für Arbeiterſtatiſtik
nicht auch dieſer Abteilung beizulegen. Die Abteilung ſoll alſo
auch das Recht haben, Vorſchläge zu Geſetzesabänderungen auf
Grund ihrer Erhebungen zu formulieren. Es wurde auch aus-
geſprochen, daß Vertreter der Arbeiterorganiſationen hinzu-
gezogen werden ſollten. Freilich halten auch wir die Schaffung
eines feſten Beirats aus Arbeitnehmern und Arbeitgebern für
beſſer. Jedenfalls erkennen wir an, daß die jetzige Abteilung
einen Fortſchritt gegen den bisherigen Zuſtand bedeutet. Die
Kommiſſioff wird ſich hoffentlich auch über den bisherigen
Rahmen hinaus z. B. mit der Statiſtik von Arbeiterausſtänden,
der Lohnſtatiſtik uſw. beſchäftigen. Wir betrachten die Abteilung
aber nur als ein Uebergangsſtadium. Das weitere Ziel muß
die Gründung eines Reichsarbeitsamts ſein. Schon die That-
ſache, daß wir jetzt beinahe 14 Tage über das Reichsamt des
Innern beraten, beweiſt, daß dies Amt zu überfüllt iſt. Die
Schaffung eines Reichsarbeitsamtes iſt deshalb dringend nötig.
(Bravo! b. d. Soz.)

Abg. Dr. Haſſe (nat-lib.) wünſcht obligatoriſche Wertdekla-
ration bei der Warenſtatiſtik. Die Schätzung, die man jetzt an-
wendet, iſt ſehr ungenau; will man aber das alte Verfahren
beibehalten, ſo muß man den Sachverſtändigen mehr Zeit für
ihre Arbeit laſſen. Es wäre auch wünſchenswert, im Stariſtiſcher
e nur Juriſten, ſondern auch Nationalökonomen an-
zuſtellen.

Abg. Dr. Spahn (Zentrum) äußert Bedenken gegen einen
tändigen Beirat. Beſſer wäre, von Fall zu Fall Arbeitgeber
und Arbeitnehmer hineinzuziehen. g

Staatsſekretär Graf Poſadowsky: Einen ſtändigen Beirat
halte ich nicht für praktiſch, es wäre beſſer, jedesmal ad hoc
Arbeitgeber und Arbeitnehmer hineinzuziehen. Dieſe Abteilung
ſoll dieſelben Rechte haben, wie die Kommiſſion für Arbeiter-
ſtatiſtik. Auch ſoll ſie eine Zeitſchrift herausgeben, die in teils
wiſſenſchaftlicher, teils populärer Form die Reſultate ihrer
Erhebungen mitteilt. Jch lehne es nicht ab, auch National-
ökonomen anzuſtellen, aber ein Nationalökonom wird dann am
meiſten leiſten, wenn er juriſtiſches Studium hinter ſich hat.
Es wird jetzt eine Dienſtanweiſung ausgearbeitet, die wohl die
Beſtimmung enthalten wird, daß, wenn eine beſtimmte Anzahl
von Mitgliedern der Kommiſſion die Hinzuziehung von Arbeit-gebern und Arbeitern beantragt, dieſe zu erfolgen hat Bravo

Direktor im Reichsamt des Jnnern Wermuth: Die Frage
der Deklaration iſt noch nicht geklärt. Es finden umfangreiche
Erhebungen darüber ſtatt. 59 Handelskammern haben
gegen ausgeſprochen.

Abg. Stadthagen (Soz.): Eine Statiſtik der Krankheits- und
Sterbefälle nach Berufen wäre namentlich für die Novelle der

Krankenverſicherung eine wichtige Unterlage.

ch da

af Poſadowsky: Wir haben uns mit dieſerh eee o da die Koſten zu
groß ſind. Wir werden aber dieſe weiter verfolgen.

amit ſchließt die Diskuſſion. Tit. 1 des Kap. Statiſtiſches
Amt wird bewilligt.

Es folgt das Kap. Patentamt.
Abg. Gamp (Reichsp.): Die eines Kulturſtaates unwürdige

Geſetzgebung der Schweiz müßte uns zu Gegenmaßregeln ver-
anlaſſen. Eine Beſeitigung dieſer Schwierigkeiten wäre jeden
falls die Vorbedingung zu einem en mit der Schweiz.

Abg. Dr. Paaſche (natl.): Die großen chemiſchen Fabriken
an der deutſchen Grenze auf Schweizer Gebiete plündern die
deutſche chemiſche Jnduſtrie durch illohalen Wettbewerb gerade-
u aus der Schweiz muß zur Erkenntnis gebracht werden, daßIch Deutſchland das nicht gefallen läßt. Die Äbtei

lungsvorſteher der AnwälteA
ſtändigere Stellung.

Staatsſekretär Graf Poſadowsky: Die ſchweizeriſche Patent-
geſetzgebung iſt für unſere Jnduſtrie ſehr ſchädigend. Wir haben
uns auch ſchon an den Schweizer Bundesrat gewendet, der uns
ſagte, daß eine Ergänzung des Patentgeſetzes nur durch ein
Referendum bewirkt werden könne. Wenn wir mit der S t
einen Handelsvertrag eingehen, werden wir jedenfalls darau
dringen, daß unſere Anſprüche auf Aenderung des Schweizer
Patentgeſetzes berückſichtigt werden. Es iſt ein unerträglicher
Zuſtand, daß die in der Schweiz nachgeahmten und nach
Deutſchland gebrachten Waren um 20 bis 30 Prozent billiger

wurden, als die patentierten deutſchen Waren koſteten.
(Beifall.)

Abg. Dr. Müller-Meiningen (Freiſ. Volksp.): Gerade dieſerFall deweiſt, wie nötig die Union zum Schutz des gewerblichen

Eigentums iſt. Auch ich glaube, daß wir gegen die Schweiz
vorgehen müſſen. Von der ungeſetzlichen Einführung der Vor-
prüfung in unſere Prüfungsordnung iſt noch immer nicht ab-
gegangen worden. Viele Klagen kommen mir über den Unter-
offizierston zu, den der Präſident des Patentamtes im Verkehr
mit den Patentanwälten anſchlägt. Die große Ausdehnung
der Geſchäfte des Patentamts bewirkt die Gefahr einer Unein-
heitlichkeit in der Geſchäftsführung. Die Bewerber erhalten
ihre Patent-Anmeldungen oft in einem Zuſtand zurück, der an
das korrigierte Schulheft eines Tertianers erinnert. Jch möchte
den Herrn Staatsſekretär bitten, den Wünſchen des Handels
und der Jnduſtrie etwas mehr nachzukommen, indem er gegen
falſche Verwaltungsmaßnahmen Abhilfe ſchafft. (Beifall links.)

Staatsſekretär Graf Poſadowsoky: Auch ich glaube, daß die
Beamten dem Jntereſſe des Publikums dienen müſſen. Vor-
prüfungen gehören zu den geſetzlichen Befugniſſen des Präſi-
denten des Reichs-Patentamtes. Die Grundſätze über die Ein-
heitlichkeit ſind in einer Denkſchrift niedergelegt, die ich dem
Reichstag zugehen laſſen werde.

Abg. Schrader (Fr. Vgg.) fordert eine größere Anzahl tech-
niſcher und juriſtiſcher Beamten und Sachkenner der einzelnen
Branchen für das Vatentamt.

Abg. Stadthagen (Soz.): Die Schweizer ſelbſt haben in
der Schweiz nicht mehr Recht, als die Deutſchen in der
Schweiz da iſt die Forderung unberechtigt, die Deutſchen mehr
zu ſchützen als die Schweizer ſelbſt. Deutſchland liefert die
Rohprodukte in die Schweiz billiger, als nach Deutſchland ſelbſt,
dann iſt es kein Wunder, daß die Schweizer die Waren billiger
verkaufen als die Deutſchen ſelbſt. Unſere Patentgeſetzgebung
ſchützt nicht das geiſtige Eigentum ſondern den, der
zuerſt das geiſtige Eigentum eines anderen ausbeuten kann.
Es iſt charakteriſtiſch, daß die Herren, die ſelbſt ſo autonom
ſein wollen, hier in die innere Geſetzgebung eines fremden
Landes ohne weiteres eingreifen wollen.

Geheimrat Haufz Von einer Ausbeutung in den induſtriellen
Betrieben kann keine Rede ſein. Jn die innere Geſetzgebung
der Schweiz wollen wir nicht eingreifen.

Abg. Müller-Meiningen (Frſ. Vp.): Den Eingriff in ein
fremdes Recht habe ich nicht verlangt, jeder Vertrag bedeutet
aber eine Beſchränkung eigener Rechte.

Abg. v. Kardorff (Rpt.).: Als Vorſitzender der Zolltarif-
kommiſſion werde ich mich widerſetzen, daß Herr Gamp ſeinen
Antrag gegen die Schweiz in der Zolltarifkommiſſion einbringt.

Abg. Stadthagen (Soz.): Der Herr Regierungsvertreter
ſcheint den allein richtigen Standpunkt nicht zu verſtehen, daß
das geiſtige Eigentum der Allgemeinheit und dem geiſtigen
Urheber, nicht aber dem Kapitaliſten zukommt.

Damit ſchließt die Diskuſſion. Das Kapitel wird bewilligt.
Es folgt das Kapitel: Reichsverſicherungsamt.
Abg. Stadthagen (Soz.): Jn HeſſenNaſſaun werden die Bei-

träge zu der land- und forſt wirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft
auf Grund der direkten Staatsſteuer erhoben. Dieſe Abwälzung
auf die Allgemeinheit iſt ungeſetzlich. Trotzdem ich ſchon im
vorigen Jahre auf die hohen Entſchädigungen für die Ehren-
vorſitzenden der Berufsgenoſſenſchaften hingewieſen habe, ſind
dieſe Gehälter in vielen Fällen noch erhöht worden. Redner
führt eine Anzahl von Ehrenvorſitzenden an, deren Gehalt im
letzten Jahre bedeutend erhöht wurde.

Jch bedaure ſehr, daß der Präſident des Reichsverſicherungs-
amtes nicht hier iſt, um darzulegen, warum er dieſen ungeſetz-
lichen Zuſtand weiter beſtehen läßt. Jn einem Fall iſt das
Gehalt z. B. von 1200 auf 1600 M. geſtiegen. Zu Ehrenvor-
ſitzenden ſucht man ſolche Herren zu gewinnen, die einen mög-
lichſt großen Einfluß auf Behörden und Geſetzgebung ausüben.
Es ſcheint, daß die Berufsgenoſſenſchaften dies in großem Maß
ſtabe in Bezug auf den Präſidenten des Reichsverſicherungs-
amtes erreicht haben. Gegen Herrn Feliſch habe ich die An
klage wegen Untreue gegen die Berufsgenoſſenſchaften, begangen
durch die Annahme eines hohen Gehaltes in ſeiner Eigenſchaft
als Ehrenvorſitzender erhoben, wurde aber in allen Jnſtanzen
abgewieſen. Ein öffentliches Jntereſſe wurde nicht anerkannt.
Beſchwerde durfte ich nicht erheben, da ich nicht Mitglied der
Berufsgenoſſenſchaft bin.

Dieſer Verlauf der Sache beweiſt, wie ungeheuer die Macht
der Berufsgenoſſenſchaften iſt, und wie ſehr es notthut, ihre
Selbſtverwaltung im Jntereſſe der Arbeiter zu beſchränken.
Vor allem muß auch mit dem Syſtem der ſog. Vertrauensärzte
aufgeräumt werden. Wie dieſe Aerzte gegen die Pflichten ihres
Standes und der Humanität verſtoßen, zeigt beſonders ein Fall
des Dr. Blaſins, des Vertrauensarztes der Ziegeleiberufs-
genoſſenſchaft. Einem Arbeiter Schäſer war wegen Verluſt
eines Fingers und verminderter Bewegungsfähigkeit der Hand
vom Profeſſor Sprengler, einem ſehr gewiſſenhaften Arzte, dem
Leiter des herzoglichen Krankenhauſes in Braunſchweig, eine
Rente von 40 Proz. zugeſprochen worden. Das Gitachten des
Profeſſor Sprengler überſandte die Berufsgenoſſenſchaft ihrem
Vertrauensarzt Dr. Blaſius, und dieſer erkannte, ohne den
Kranken irgendwie unterſucht zu haben, auf eine Rente von 20
bis 25 Proz., worauf dann die Rente auf 25 Proz. feſtgeſetzt
wurde.

Als Profeſſor Sprengler dies erfuhr, kritiſierte er in einem
Schreiben an die Berufsgenoſſenſchaft dies Vorgehen des
Dr. Blaſius auf das ſchärfſte. Seine Art, ohne den Kranken
zu ſehen, lediglich nach dem Schema der Berufsgenoſſenſchaft
die Rente feſtzufetzen, widerſpreche den fundamentalſten Pflichten
des Arztes und bedeute eine Untreue gegen den Ar-
beiter. Sein Vorgehen entſpreche lediglich der Gewohnheit
der abhängigen Vertrauensärzte, die Renten im Jntereſſe der
Verufsgenoſſenſchaft möglichſt herabzudrücken. (Hört! hört! b.
d. Soz.) Dr. Blaſius fühlte ſich durch dieſen Brief beleidigt
und verklagte den Profeſſor Sprengler wegen Beleidigung.
Dieſer wurde ſchließlich zu 150 Mark Geldſtrafe wegen der zu
ſcharfen Ausdrücke in ſeinem Briefe verurteilt, das Gericht er
kannte aber an, daß er in Wahrnehmung berechtigter Intereſſen
gehandelt habe. Jch meine, das Verfahren eines ſolchen Arztes,
der ſich in dieſer Weiſe zum Handlanger, zum Hausknecht ſeiner
Berufsgenoſſenſchaft macht, iann nicht ſcharf genug verurteilt
werden, und das Reichsverſicherungsamt hat die Pſlicht, dafür
zu ſorgen, daß auf die Gutachten dieſes Dr. Blaſius nichts
mehr gegeben wird. Derſelbe Arzt hat im Jahre 1897 einen
Arbeiter Kränkel bei einer Unterſuchung ſo behandelt, daß er

teilungen wünſchen eine ſelbſt

infolged in der Gewütesnſtzne z d J er

i das Dasu 5 auf Grund ber Fentſt lungen S 3
ekoinmen, daß der Tod des Arbeiters in urſächlichem u
ammenhang mit, der Behandlung durch den Dr.

Blaſius ſtand (Hört! hört! b. d. Soz.) und hat der
Witwe eine Rente gewährt. Solche gemengeßetruce
Berufsgenoſſenſchaften- und Vertrauensärzte müſſen beſeitigt
werden. Sehr richtig! b. d. Soz.) Die Art, wie die Be
rufsgenoſſenſchaften vorgehen, ſpiegelt ſich auch wieder in der
Statiſtik der Unfälle, die Bände ſpricht von dem Elend der
Arbeiter und dem Unrecht, das die Unfallverſicherungsgeſetz-
ebung und ihre Handhabung über ſie verhängt, während den
nternehmern in wachſendem Maße Millionenprofite

daraus zufließen.
Von Jahr zu Jahr iſt die Zahl der Toten auf dem Schlacht

feld der Induſtrie gewachſen. Die tödlichen Unfälle betrafen
im Jahre 1896 7101, 1897 7960, 1898 7984, 1899 8124, 1900 8567Perſonen. Die Zahl der Schwerverletzten betrug im Jahre
1896 79000, 1897 84 900, 1898 91 000, 7899 97 000, 1900 98087.
alſo 106 654 Tote und Verwundete in einem Jahre!
Dieſe Erſcheinung läßt ſich darauf zurückführen, daß je mehr
Unglücksfälle ſtattfinden, um ſo größer der Gewinn der Unter-
nehmerſchaft als ſolche wird und daß die Arbeiter das willenloſe
Werkzeug der Berufsgenoſſenſchaften ſind. Vergleicht man die
Leiſtungen der Unternehmerſchaft auf Grund der Unfallver
ſicherung mit den Leiſtungen, die ſie aufzubringen hätten, wenn
ſämtliche Unfälle zur Entſchädigung W würden, ſo kannman berechnen, daß die Unternehinerſchaft bei erf en Zu

ſtand erſpart hat 1897. 97 Mill., 1898 102 Mill., 1899
112 Mill., 1900 120 Mill. Gegenüber der fortdauernden
Behauptung, als ob die Unternehmer wer weiß was für
Leiſtungen für die Arbeiter aufbringen, müſſen wir prüfen, wie
viel auf den einzelnen Arbeiter thatſächlich kommt. Jm Durch-
ſchnitt der Jahre 1886—-1899 pro Tag 20 Pfg., 1900 ſogar nur
1,07 t. Die Verwaltungskoſten betragen 0,37 Pfg. pro Tag
und Arbeiter, ſo blieben etwa 0,80 Pfg. für den Tag übrig.
Für den landwirtſchaftlichen Unternehmer beträgt die Belaſtung
ſogar nur 0,20 Pfg. pro Kopf und Tag. Zur Ermittelung
der Urſache der Unfälle waren wir bisher auf die Statiſtik vom
Jahre 890 angewieſen. Endlich iſt jetzt die Statiſtik von 1897
vollſtändig erſchienen. Um feſtzuſtellen, wer den Unfall ver
ſchuldet hat, beruft ſich aber dieſe Statiſtik auf die Auskünfte
der r die doch gerade ein Jntereſſe daranhaben, die Wahrheit zu vertuſchen und der Unwahrheit zum Recht
zu verhelfen.
Präſident Graf Balleſtrem Herr Abgeordneter, Sie dürfen

die Berufsgenoſſenfchaften nicht ſolcher Thaten beſchuldigen,
das verſtößt gegen die Ordnung des Hauſes.

Abg. Stadthagen (fortfahrend): Man hat dann die Not
wendigkeit einer Nachprüfung eingeſehen, es ſind aber weder
Arbeitervertreter noch Gewerbeinſpeftoren zur Ermittelung der
Urſachen herangezogen worden. Wir haben ſchon 1871 die
Forderung erhoben, daß dem Arbeiter voller Schadenerſatz für
jeden Unfall, den er mit oder ohne Fahrläſſigkeit des Unter
nehmers im Betriebe erleidet, gewährt werden muß. Statt
deſſen haben wir als Minimalabſchlagszahlung die Unfallgeſetz-
gebung erhalten. Zum mindeſten müſſen wir verlangen, daß
die Arbeiter an der Verwaltung beteiligt ſind, denn es handelt
ſich um ihr Leben und die Geſundheit ihrer Frauen und Kinder.
Je mehr Unfälle, deſto größer ſind zweifellos die Proſite, die
dem Unternehmertum zufließen. Die Unfallhäufigkeitstabelle
zeigt, daß beſſere Schulen im ſtande ſein könnten, den größten
Teil der Unfälle zu beſeitigen. Vor allem aber h die acht
ſtündige Arbeitszeit eingeſührt werden. Die lange Arbeitszeit
und die Ermattung der Arbeiter trägt die Hauptſchuld an den
Unfällen. Die Knochen der Arbeiter ſind keine Kurierobjekte,
und die Aerzte dürfen nicht J werden zu Lakaien des
Unternehmertums. (Bravo! b. d. Soz.
Staatsſekretär Graf Wer Jch kann hier nichtüber jede einzelne Rentenfeſtſetzung Auskunft geben; ich habe
das Reichsverſicherungsamt angewieſen, bei der Feſtſetzung der
Renten nicht ſchematiſch zu verfahren, ſondern den Einzelfall
zu berückſichtigen. Ueber den Fall Blaſius will ich mich genau
informieren. Die Vorwürfe des Abg. Stadthagen gegen den
Präſidenten des Reichsverſicherungsamtes ſind um ſo ſchwerer,
als dieſer auch richterliche Funktionen hat. Die Vorſitzenden
der Berufsgenoſſenſchaften müſſen für ihre Mühe eine Ent-
ſchädigung erhalten. Jch habe angeordnet, daß die früher ge-
zahlten Entſchädigungen von neuem geprüft werden. Redner
verteidigt die einzelnen vom Abg. Stadthagen angegriffenen
Vorſitzenden der Berufsgenoſſenſchaften. Eine tendenziöſe
Aufmachung der Statiſtik liegt nicht vor, die Unfälle werden
auf Grund polizeilicher Feſtſtellungen aufgenommen.

Auf Antrag des Abg. Oertel (konſ.) werden die Verhand
lungen hier abgebrochen.

Nächſte Sitzung Mittwoch 1 Uhr. (Marineetat.)
Schluß 68 Uhr.

Aus dem VReiche.
Ruhrort. Bei den rheiniſchen Stahlwerken erlitten am

Montag ſechs Perſonen am Hochofen ſchwere Brandwunden,
denen der Meiſter Feller und der Arbeiter Barkowiak bereits
erle gen ſind.

Forft i. L. Auf der Konradsgrube in Döbern ſtürzte
am Montag eine Förderſchale mit drei Grubenarbeitern,
welche die Schale unberufenerweiſe betreten hatten, in die
Tiefe; alle drei Arbeiter waren ſofort tot.

Vermiſchtes.

Ein Reichsrat als Dieb. Aus Wien wird gemeldet:
Der Reichsrat Hans v. Arz wurde wegen Diebſtahls im
Ordinationszimmer eines Zahnarztes zu zweimonatlichem
Kerker und Adelsverluſt verurteilt.

Einer von Zweiundzwanzig. Die Frankf. Ztg. meldet
aus London Jn Falmouth wurde der einzige Ueberlebende
von der 22 Mann ſtark geweſenen Beſatzung der untergegange-
nen franzöſiſchen Bark Chanaral aus Nantes durch den
noxwegiſchen Dampfer Viktoria gelandet.

BVootsunglück. Beim Ueberſetzen über den Koewesfluß
kippte ein Boot um, wobei 6 Perſonen ertranken.
Eiſenbahnunglück. Jn der Nähe von Tiraspol entgleiſte

ein Güterzug. 22 Wagen wurden zertrümmert. Ein
Kondukteur wurde getötet. vier Bahnbedienſtete ver
wundet. Der n Schaden iſt bedeutend.

Grubenexploſion. Jn dem der Saljo Targaner Berg
werksgeſellſchaft gehörenden Deak-Schacht bei Budapeſt erfolgte
eine Kohlenſtauberploſion, durch welche ſechs Berg-
leute getötet und vier verwundet wurden.

Das Touriſtenhaus Neuhaus bei Schlierſee, be
kannt durch ſeinen prächtigen Ausblick auf den Wendelſtein,
iſt an das beliebte langjährige Mitglied des Schlierſeer
Bauerntheaters Terofal verkauft worden, der in einigen
Monaten die Bewirtſchaftung übernehmen wird.

Zriefkaſten der Redaktion.
Fitenburg. Ein Teil des Lohnes kann mit Beſchlag belegt

verden.
H. Sch., Querfurt. Nach 857b und 62 der Gewerbe

ordnung kann der Wandergewerbeſchein vor Ablauf der 5 Jahre
verſagt werden, auch für Begleiter.

K. Roitzſch. Kommen nur Gerichtskoſten in Betracht, dann
tritt Verjährung erſt in 4 Jahren ein. Sind aber außer den
Gerichtskoſten noch die perſönlichen Auslagen, Rechtsanwalts-
koſten uſw. des Gegners auf Grund eines vollſtreckbaren Ur-
teils zu zahlen, dann tritt 30jährige Verjährung ein das
letztere ſcheint in Jhrem Falle zuzutrefſen.
m n Verantwortlicher Redakteur: A. Weihmann in Halle.
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